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P,RÄSIJDENT (um 11 Uhr 56 Min.): Ich
eröffne die Sitzung, das ProtolwU der letzten
Sitzung ist geschäftsonlnungsmäßig auf,ge
legen, es ist unbeanstiandet geblieben, demnach
als genehmigt zu bret~achten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent
schuldi,gt: Der Herr LancLeshauptmann 1Stein·
böck, der 'Herr Landeshauptmannstellvertreter
Kar,gl, die Abgeordneten St,affa, Gaßner und
Kuchner.

Ich habe auf ,die Plätze der Herren Abg:e
ordneten au:flegen lassen den Index !zu den
St'enographischen Protoikollen des La1ndtages
von Nilederösterreich, I. Session, IV. Wahl
periode vom 12. Dezember 1945 bis 18. Juli
1946, weiter die auf den heuti~gen Stand ge·
brachten Verzeichnisse der Wahlkreise uu,d
deren Vertreter, der Parteienveveinigun:gen im
Landtag 'von Niederösterreichund der Wohn
orte der Mitglieder ,des Landtages von Nieder
österreich.

Zugleich gestatte ich mir, dem Ho'hen Land
tag zur Kenntnis zu briu,g;en, daß in Ver
trdung des erkrarukten Herrn Hofrates rDoktor
Nathschläger als Leiter der Landtagskanzlei
vorläufig Herr Landesre.gierunlgsrat Doktor
GründleI' bestellt wur,de. leh stelle dem Hohen
Haus hiermit Herrn Landiesregierungsrat Dok
tor Gründler vor.

Ich ersuche um Verlesung des ,EinIaufes.
SCHRIFTFüHRE,R (liest):
Vorlage der Landesregierung, betrdfend

Landes-Heil- und Pfkgeanstalt Mauer-Öhling,
Grundiverkauf an AnstaHsbtldienstete für Sied
lungszwecke.

Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Voranschlag des Landes Niederösterreich für
das Jahr 1951, Eröffnun,g von llieuen Vor
anschlagsansätzen und ÜberschreitungsbewiUi
gungen.

Vorlage der Landesregierung, betrtl}fend den
Gesetzentwurf über di,e HausnUlnerierung,
Straßen- und Ortschaftsbezeichnung.

Vorlage der Landesregierung, betl1e.ff.end den
Gesetzentwurf über die Abänderung des Ge
setzes vom 21. Dezember 1882, Landesgesetz
und Verordnung,sblatt Nr. 1211883, betreUend
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die Einbringung von F orderungenan Gemein
den und öffentliche Konkurrenzen sowie die
Abänderung einiger Bestimmungen der nieder
österreichischen Gemeindeordnung.

Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Oesetz'entwurf über die Abänderung des Ge
setzes vom 2. Juni 1950, LOBI. Nr. 38, he
tre,f,fend die Ein!hebung einer Abgabe vO'n
öffentlichen Ankündigungen.

Vorlag,e der 'Landesregierung über den Ent
wurf eines Veif'fass:ungsgesetlzes, betreffend die
Abänderung des Ver:fassungsgesetlzes vom
27. Juni 1929, LOB!. Nr. 166, über die Ge
meindewahlordnung für Niederösterreich, miJ
Ausnahme der Städte mit eigenem Statut, so·
wie die Abänderung einiger Bestimmungen der
niedNösterreichischen Oemeindeordnung.

Anfrage der Abg'eordnetenWenger, Sigmund,
Kreiner, Zettel, Oerhartl, Sodomka und Ge
nossen an den Herrn L3'ndeshauptmann, 'be
treffend das WahIrecht der burgenländischen
Wanderarbeiter.

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Gut
scher, iMitterhauser, Schmalzbauer, T'esar,
Etlinger, Dr. Haberzettl, Marchsteiner, EndI.
Bachinger, Fehringer, Wallig, Schöberl, Hil·
garth, Nagl, Dienbauer, Zey'er, Ernedker und
Genossen, betreffend Maßnahmen zur 'Be
hebung der Hochwasser- und Unwetterschäden
im Land Nieder,österreicth.

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Dok
tor Steingötter, Nimetz, Eckhart, Wondrak,
Oerhartl, Czerny und Genos,sen, betreffend So·
fortmaßnahmen zur Behebung der durch die
Hochwasserkatastrophe verursachten Schäden

Antrag der Abgeor,dneten GerhartI, Czerny,
Staffa, Nimetz, Tatzber, Buchinger und Ge
nossen, betreffend den Bau eines Güterweges
von Raglitz über St. Lorenzen nach Flatz.

PRÄSIDENT (nach Zuweisunf{ des Ein
laufes an die zuständif{en Ausschüsse): Wir
gelangen zur Beratung der Tagesor,dnung.

Die Verbandswahlbehörde des Wahlkreisver
bandes Ni'ederösterreich hat auf das durch den
Tod des Herrn Landtagsabgeordneten Leopol'd
Weber freigewordene Mandat Herrn Josef
StoU berufen. Ich bitte das Hohe Haus um
K'enntnisnahme.

Wir gelangen zur Angelobung des Herr~

Abgeol'dneten 6toll. Ich ersuche den Herrn Ab
geordneten StoH, nach Verlesung der Auge
lobungsfoflmel die Angelohung mit den Worten
"Ich gelobe" zu leisten. Den Herrn Schrift
führer ersuche 'ich um Verlesung der Ange
lobungsfo,rmel (Geschieht. Die Abgeordneten er
heben sich von den Sitzen).

Abg. STOLL: Ich gelobe.
PRÄSIDENT: Wir gelan1g,en zu Punkt 3'-1

der Tagesordnung, Er,satzwahlen in die Ge
schäftsausschüsse des Landtages.

Oie fraktion der Österreichisclhen Volkspartei
hat folgende Ersatzwahlen beantragt: An
Stelle des Abgeordneten Edmund Hainisch in
den Finanz'ausschuß als Mitglied Abgeordneten
Dr. Oswald Haherzettl. An SteHe des Abge
ordneten Dr. Oswald IiaberzettI in den ,Finanz
kontrollausschußals Mitgl'ied Ab:geordtte1en
EdmundHainisch.

Wir nehmen nun die Ersahzwahlen in di'e
Oeschäftsausschüsse vor. Ich bitte die Herren
Abgeordneten, die Stimmzettel, welche auf den
Plätzen aufliegen, auszufüHen und abzugeben.
Die Herren Schriftführer bitte ich um Vor
nahme des Skrutiniums und unterbreche zu
diesem Zweck die Sitzung auf kurze Zeit.

(Unterbrechung der Sitzung um 12 Uhr
5 Min.)

PRÄS:IOENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 12 Uhr 8 Min.): Abgegeben 'Wur
den 51 Stimmen. Sämtliche waren gültig. Mit
allen ,ab.gegebenen Stimmen wurden die von mir
bel'eits 'genannten Herren Abgeordneten, da ,die
Wahlvorschlä,ge der Österreichischen Volks
partei unverändert angenommen wurden, in die
angeführten Geschäftsausschüsse des Land
tages von Niederöst'Crreich gewählt.

Es folgen die Ersatzwahlen in den Lehrer
vorschlagsausschuß. Die Fraktion der 'Soziali
stischen Partei Österreichs hat zur 'Ersatzw.ahl
eines MitgJi.Bdes und eines Ersatzmannes in
den Lehrervorschlagsausschuß folgenden An
trag erstattet: An Stdle des Landtagsathgeord
nden Franz Vesely als Mit!glieJd Josef Kreiner,
Landtagsabgeordneter, Gänsemdorf; an Stelle
des Landtagsabgeordneten Joset Kreiner als Er
satzmann RudoH Scheibenreither, Hauptschul
direktor, Ternitz, Rohrbach 162.

Ich ersuche die Herren Ahgeondneten, die
aufliegenden Stimmzettel abzugeben. Die Herren
Schriftführer bitte ich,die Stimmenzählung
vorzunehmen, und unterbl'eche IZU diesem
Zweck auf kurze Zeit die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung um 12 Uhr
10 Minuten.)

PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 12 Uhr 14 Min.): Abgegeben wur·
d'en 51 Stimmen, sämtliche gültig. Mit aHen
abgegebenen Stimmen wurden die von mir be
reits mitgeteilten Herren, da die Wahlvor
schläge der Sozialistischen Partei Österreichs
unverändert angenommen wurden, in den
Lehrervorschlagsausschuß gewählt.

Wir kommen zu Punkt 3 c der T.agesord
nung, betreffend die Ersatzwahl eines Stell
vertreters in die Ber'u:fungskommission auf
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Grund des AbgabemechtsmittdgesetJzes 'vom
9. februar 1949, BGBI. Nr. 60.

Di'e fraktion der Sozialistischen Partei öster-
reichs hat zur Ersatzwahl vorgeschlaigen: An

·Stelle des Landtagsabgeordneten franz Vesely
als Stellvertreter Johann Pettenauer, Landtags
abgeordneter, XXVI., Klostemeuburg, Statzen
gasse 8.

Wir kommen nun zur Ersatzwahl in die iBe
mfungskommission: Ich bitte die Herren Ab
geordneten, die Stimmzettel, welche auf den
Plätzen aufliegen, auszufüllen und ,abzugeben.
Ich ersuche, die Stimmenzählung vorzunehmen
und unteribreche zu diesem Z'wecik auf kurze
Zeit die Sitzung.

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 17 Min. unter
brochen.)

PRÄSIDENT (um 12 Uhr 20Min.): Ich
nehme die Sitzung wieder auf. Abgegeben wur
den 50 Stimmen, sämtliche gültig. Mit allen
abgegebenen Stimmen wurde Herr Abtgeord
neter Johann Pettenauer als SteUvertreter in die
Berufungskommission gewählt.

leh ersuche den Herrn Abg. S i g m und, die
Verhandlung zur Zahl 185eiIllZuleit,en.

iBerichterstatter Abg. SIGMUND: Ich habe
namens des Bauauschusses üher den Antrag
der Abgeol'dneten Kl'einer, Sodomka, Wondrak,
Gaßner, Weber, Tatzberund Genossen, betref
Iend die Räumung des Breitenseer 'Kanals, zu
berichten.

Haher Landt,ag! Der Breitenseer Kanal ist
seit Jahrzehnten nicht geräumt worden, und
bei starken Niederschlägen sind besonders die
Gemeinden Breitemsee, Lassee und Groißen
brunn schwer gefährdet. Wertvolle Kultur
flächen sind dadurch in Mitleidensohaft ge
zogen. AHein in der Gemeinde iBreitensee han
delt 'es sich um zirka 120 bis 130 ha, die ver
sumpfen' und dann als "saure Wieseni" be
zeichnet werden.

SC'hon im Jahr,e 1937 ist ein Projekt aus
gearbeitet 'worden, das leider des Krieges wegen
zurückgestellt werden mußte. Im Jahre 1947
hat sich die Gemeinde Breitensee neuerlich um
ein Projekt angenommen, um endlich die Räu
mung ,des Kanals durohzuführen. Dieses Pro
jekt hätte einen Kostenaufwand von 204.000 S
er,fordert. Die Gemeinden iBreitenlslee, Lassee
und rGroißenbrunn häHen den I.nteressenbeitr,ag
zu je einem DriHe'1 :z;u leisten gehabt. Bis heute
ist dieses Projekt aber daran gescheitert, daß
ni'Cht aUe heteiligten Gemeinden bereit sind,
ihren aliquoten Teil zur Räumung des Breiten
seer Kanals zu leisten.

Der Bauausschuß hat sich mit diesem An
trag eingehend beschäftigt, und ich erlaube mir
daher im Namen ,des Bauausschusses folgenden
Antrag zu stelleq. (liest):

Der Hohe ,Landt,ag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgefordert, das

zur Räumung des Breitenseer Kanals Erforder
liche unverzüglich zu veranlassen."

Ich bitte den Hohen Landtag um Anna'hme
dieses Antrages.

PRASIDENT: Zum Wort gelalngt Herr
Aibg. K re i ner.

Abg. KR:EINE'R: Hoher Landt,ag! Ich habe
mich der Mühe unterzogen und mir diesen
Breitenseer Kanal, weil er in mein Arbeitsgebiet
fällt, in den letzten Tagen eingehend besichtigt
Die letzte Unwetterkatastrophe hat natürlich
a'llCh auf diesem Gebiet gewisse Auswirkungen
gehabt, und wir würden da'her recht sehr bitten,
daß die Landesregierung wirklich darangeht,
diesen Kanal zu räumen und hierzu die 'Hot·
wendigen Mittel zur Verfügung steHt. Dieser
Breitenseer Kanal herührt zum Beispiel das
Gemeindege:biet Lassee auf einer Strecke 'von
2 km, Breitensee von 1Ytwm und üroißen·
brunn von 3 km. B'ei einer BesiohtiglUnrg dieses
Gebietes kann man sich davon übenzeugen, daß
ungefähr 160 bis 180 ha Kulturfläche - nach
Aussagen der Bürgermeister sind es Wiesen
und Ackerland - im Ertrag schlechter gewor
d'en sind. Die Leute in der Gemeinde Breitens'ee
zum Beispiel gehen in a'ndere Gemeinden, um
das Heu dort zu kaufen, weil es eben anderswo
besser ist, als das von ihren Wliesen abge
erntete Heu.

Es gibt schOll Schwierigkeitlen für die Ar
beitsdurcMührung, und das ist de,r Streit der
dmi Gemeinden unterein:ander. Die !immerhin
reiche Gemeinde Lassee mit unlgefähr 3000 Jooh
Grund erklärt sich nicht bereit, die auf sie
entfallenden 24.000 S zu bezahlen. Die Ge
meinde Breitensee, eine kleinere B,auernge·
meinde, ist :bereit, ihren Antejl von 12.000 'S
z:u 'bez,a'hlen. Die Anteile werden nach der An
zahl der Kilometer gewertet, die der Kanal in
den einzelnen Gemeinden durchfließt. nie Ge
meinde Groiß'enbrunn - das 'hat ,eine Aus
sprache, die ich gestern mit dem Bürgel1meister
hatte, ergeben - ist natürlich anteilmäßig am
meisten betroffen und soll 30.000 :S Anteil
zahlen, bei einem Budget von 70.000 bis
80.000 S im Jahr. Ich gebe l'U, daß die Schwie
rigkeiten der üemeinde Groißenbrunn durchaus
erwähnenswert sind. Ich möchte daher, wenn
ich zu diiesem Antrag Stellung ruehme, dk
Frage stellen, üb man slich bei der BereiniglUng
solcher Probleme nicht doch noch einmal mit
den Vertpetern der dr:ei Gemeindien zusammen
setzen soll, um mit ihnen die Dinge durch
zubesprechen. Ich persönlich vermisse es, daß
bei den Verhandlungen nicht amh die Abge
o,roneten des BezJirkes zugezogen wurden, di,e
sich ja für diese Dinge interessi'eren. Vielleicht

•
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hätte man bei einer Bespreohung einen gemein
samen Ausweg finden können. Wie dem auch
sei, ,das Problem ist brennend. Dieser Kanal
muß geräumt werden. Wenn hier in den näch
sten Monaten nichts geschieht, laufien wir Oe
fahr, daß ungefähr, wie ich gesagt habe, 160
his 180 ha Grund 'und Boden der Land
wirtschaft lalligsam verlorengehen.

loh bitte daher dtie Hohe Landesregierung,.
sich dieses Problems sehr anzunehmen und im
Verein mit den Oemeiruden, unter Berücksich
tigung der schwachen Finanzkraft der Oe
meinde Omißenbrurun, doch den Versuoh zu
unternehmen, dieses leidliche Problem des Brei
tenseer Kanals positiv zu lösen. Den Nutzen
davon haben, das möchte 'ieh feststellen, in
allererster Linie unsere Landwirte, die die An
raliner dieses Kanals sind. (Beifall bei den So
zialisten.)

PRÄSIDENT: Eine weitere Wortmeldung
liegt nioht vor. Der Berichterstatter hat das
Schlußwoirt.

BerichterstaHer Abg. SIGMUND (Schluß
wort): Der Herr Abg. Kreiner hat nochmals
die Wichtigkeit unterstrichen. loh hitte daher
den Hohen Landtag um Annahme des ge
stellten Antrages.

PRÄSIDENT (Abstimmung): An g e-
n ommen.

Iah ersuche den Herrn Abg. H i 1ga r t h.
die Verhandlung zU Za'hl 150 einzuleiten.

Be,ricMerstatter Abg. HILGARTH: loh habe
namens des Finanzausschusses Ülber· die Vor
[,age der Landesregierung, !betreffend den Rech
tlungsabschluß des Landes Ni'ederösterreioh für
das Jahr 1949, zu beric'hten.

Hoihes Haus! Seit längerer Zeit befindet sich
in den Händen der Ahgeordneten der Reoh
lliungsabschluß des Landes Niederösterreich für
das Jahr 1949. Es hat sich auch der Finanz
ausschuß mit dem In'halt des Rechnu:ngsab·
schlusses beschäftigt und ,in eingehender De
batte zu 'seinen versohiedenen Kapiteln Stellung
g,enommen. Es ist daher vor,auszusetzen, daß
der größte Teil der Mitglieder des Hohen
Hauses ziemlich eingehend üher die sehr kom
plizierte Matef'ie des Reolmungsabschlusses,
namentlich im Zu:salillmenhan!g mit dem Vor
anschlag für das Jahr 1949, orientiert ist.
Wenn ich hier 'eingangs meines Berichtes gleioh
die Feststellung mache, daß ich mich bei Nen
l1!ung von Zahlen nur auf MillionenziHern he
schränke, so hat das den Zweck,ubersichtlich
und klar die Sachen darzustellen, aber auch
den Zweck einer gewissen Zeiterspamis.

Es sei vor allem einmal festigestellt, daß dieser
Rechnungsabsohluß, der hier '~ür das Jahr 1949

•

vor uns liegt, eine in forme1,ler wie inhaltlicher
Hinsicht salubere und tadellose Arbeit darstellt.

Der Rec'hnungsabschlußgliedert sich in den
Bef'iohtund dem zu genehmigenden Antrag.
In einem gesonderten Teil der Ivorhegenden
Druckarbeit sind die verschiedenen :Beilag'en zu
den einzelnen Kapilteln des Rechnungs
,abschlusses enth,alten.

Ein1gangs möchte ich gleich vorwegnehmen,
daß in diesem Rechnungsabschluß für das
Jahr 1949 die gesamte Oebarung des Landes
inbegriffen ist. Unter der Oesamt:ge<barung des
Landes ist einerseits die !wirksame Gebarung
und anderseits die unwirksame Gebarung zU
verstehen. Die unwirksame Oebarung scheide!
zunächst einmal aus der Betrachtung der Be
ricMerstattung aus. Uns interessiert in erster
Linie die wirksame Oe'bamng, die sich wieder
in zwei g,roße Oruppen teilt, in die veran
schl,agte Gebarung und in die nicht veran
schlagte Oebarung.

!Die veranschlagte Oeharung gliedert sich
wieder in drei Or'U'ppen. Diese sind noch so
eingeteilt wie im Voranschlag des Jahres 1949,
in die Abrechnung des ordentlichen Voran
sohla,ges, des 'außeropdentlichen Vomnschlages
unld des Wie,deraufbauvoranscbLages.

Wir wissen, daß in der Zwischenzeit eine
Vereinfaohun,g der Art getroffen wurde, daß
wir jetzt den Voranschlag nur mehr in zwei
Teile teilen und damit in Zukunft den Rech
nungsabschluß nur mehr in ,zwei Teilen vor
uns liegen haben werden.

Da in der Einleitung zum Rechnungs
abschluß die Arten der Gebarun~g aufgezä'hlt
sind, so kann ich mir die El1klämng dieser ver
schiedenen Arten ersparen. Eine Oesamtüber
sicht oder 'eine Bilanz ist auf Sei~e 6 ent'halten.
Aus ihr geht Ihervor, daß die ordentliche Ge
barung mit Aus,gaben von 239 Millionen Schil
ling bedacht war, die ,außelrordentliche mit rund
30 Millionen Schilling und die Wiederaufbau
gebarung mit mnd 40 Millionen Schilling, die
außerplanmäßige Oebamngaber nur mit mnd
0,1 Millionen Schilling. Prozentuell teilen sich
diese Ausgaben mit 77 Pro.zent auf die ordent
liche Oebarung, 9 Prozent auf die außerordent
liche Oebarung und 12 Prozent a'uf die Wieder
aufbaugebamng. Di'e Bedeckung dieser Aus
gaben von 310 Millionen Schilling erscheint
durch eigene Einnahmen in der Höhe von
271 Millionen Sohilling, durch Darl>t!hen in der
Höhe von 23 Millione'n Schilling gegeben, wäh·
rend der ausgewiesene Ahgang in der Wieder
aufbaugebarung von 15 Millionen Schilling
später zur Verrechnung und Abstattung ge·
langt. .

Ein Vergleioh >zwischen dem Voranschlag
und dem tatsächlichen Ergebnis des Rechnungs·
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abschlusses des Jahres 1949 ergibt auf der
Einnaihmenseit:e folgendes Bild:

Im Voranschlag waren Einnahmen ,in der
Höhe von 284 Millionen Schilling vorgesehen,
in Wirklichkeit 'sind 326 Millionen Sohilling
eingegangen, so daß sich ein Einnahmenüber
schuß von 42 Millionen Schilling er,gibt.

Die Ausg,aben wurden im Voranschlag mit
301 Millionen Schilling festgelegt, tatsächlich
auferlaufen sind 341 Millionen Scrhilhng, so
daß bei den Ausgaben eine Zunahme von
40 Millionen Schilling f'estzustellen ist.

Der zum Schluß des Jahres ausgewiesene
Albgang von 39 Millionen Schilling wird durch
ein Darlehen in der Höhe von 23,5 Millionen
Schilling und durch die bereits erwähnte Über
tragung eines Restes von 15 Millionen Schil
ling in die Voranscrhlä,ge ,der kommenden Jahre
abgedeckt. Tatsächlich ist diesrerBetrag von
15 Millionen Sohilling bereits im VÜlranrschlag
für das Jahr 1951 eingesetzt.

IBezüglich ,der Darlehen kann festgestelll
werden, daß der Voranschlag für die auß>er
ordentliche Gebamng eine Darlrehensinan·
spruohnahme von 10 Millionen Schilling und
für den Wiederaufbau eine solche von 41 Mil
liopen ,Schilling, insgesamt sohin 51 Millionen
Schilling, vOJ.1gesehen hat, wovon tatsächlich
für den Wiederaufbau nur 23 Millionen Schil
ling in Anspruch genommen wurden, wähflend
für die außeflordentlicrhe Gebar:ung der Ge
samtbedarf durch eigene Einnalhmen des Lan
des gedeckt Nscheint.

Die Finanzlverwaltung des Landes war im
Jahre 1949 durch verschiedene wirts,crhaiftliche
Ereignisse sehr stark über den Voransohlag
hinaus in Anspruch genommen. An dieser
Stelle muß festigesteIlt werden, daß sowohl
du'rch eine wirklich sparsame und planmäßi'ge
Ausgabenwirtschafteinerseits sowie dur'ch eine
günstige Entwicklung der Einnahmenseit,e an
derseits es gelungen ist, das Jahr 1949 finan
ziell ziemlich gut zu überstehen. Die Schwierig
keiten, die aufgetaucht sind, und die eine so
fortige Meisterung benötigten, waren die Aus
wirkungen ,des 3. Lohn- und Preisülberein'kom
mens, das im Mai 1949 ,abgeschlossen wurde,
der damit verbundene 13. Monatslbewg der
öffentlich Bedimsteten, die Überbrückungsbei
hilfe im Dezember 1949 und letzten Endes auch
Enhö'hungen des Sacharufwandes, ,die ebenfalls
mit diesen verschiedenen Preis- und Lohnüber
einkommen im Zusammenhang standen. Die
Landesregierung hat hier zeitgerecht Vo,rsorge
getroHen, um eine geordnete ,Finanzwirtschaft
weiterführen zu können. Es hat aber auch der
Landtag durch seine Beschlüss,e gezeigt, daß
er ,imstande war, den Gegebenheiten jeweils
auch iRechnung zu tragen.

,Wenn die verschiedenen Geha,J.1Uugen, die auf
der Seite 6 des Rechnungsabschlusses zusam
mengefaßt darges.tellt sin'd,genaurer verstanJden
werden wollen, dann ist es wohl besser, sie im
ein:zelnen zu besprechen.

Bei der olldentliohen Gebarun!g wafoen im
Voranschlag Einnahmen von 210 Millionen
Schilling und Ausgaben von 227 Millionen
Schilli'ug vorgesehen. Der veransC'hlagte Ab
gang beträgt daher in der ofldrentliohen Ge
barung rund 16 Millionen. Das tatsächliche
Ergebnis hat s,ich auf Grund des vorliegenden
Rechnungsabsohlusses folgendermaßen darge
stellt: An Einnahmen waren zu 'verzeichnen
270 Millionen Schilling, was einer Steigerung
um 60 Millionen Schilling gleichkommt; die
Ausgaben hetqgl~n ebenf,aHs 270 Millionen
Schilling, ,das ist eine Steigerung gegenüber
dem Voransohlag um 43 Millionen Schilling.
Dadurch ist es ,gelungen, den ursprünglich
veranschlagten Ahgang in der ordentlichen Ge
barung fast auszugleichen.

Interessant ist die Verteilung der Ausgaben
von 270 Millionen Schilling; es wurden näm
lich hiervon 172 Millionen Schilling für den
Sachaufwand, das sind 64 PfOIzent, ausgegeben,
wäihrend für den Personala'ufwand 98 Mil
lionen Schilling, das sind 36 Prozent, aus
g·egeben wunden.

Die außerordentliche Gebarung war Isowohl
auf der Ausgabenseite als der Einnahmenseite
mit 32 Millionen Sohilling vel1ansohla,gt. Sie
wurde tatsächlich mit 30 Millionen Schilling
d,urchgefürhrt und ergibt auf der Einnahmen
und A1usgaherrseite eine Minderbeanspruchung
um 1,6 Millionen Sohilling. Im Voranschlag
war vorgesehen, daß diese außerordenHiche
Gebarung mit 22 Millionen Schilling ,aus Rück
lagen des oJ.1dentlichen Voranscihlages zu decken
wären und der :Rest von 10 Millionen Schilling
durch Darlehensaufnahme zur Begleiohurrg
kommen sollte. Die tatsächlichen Ergebnisse in
der ordentlichen Gebarung gestatteten ,es dem
Lande, 30 Millionen 'Sclhilling zur Gänze aus
den ordentlichen Einnahmen der außerordent
lichen Geharun:g zu üherweisen, so daß wohl
eine MehrÜ'berweisung von 8,3 Millionen Schil
ling erfolgt ist, der gegenüber jedoch in der
Darlehensaufnahme ein Minus von 10 Mil
lionen Schilling aufscheint.

Die Wie:deralu~hauge!baJ.1ung war zum klrein
sten Teil durch die Überweisungen aus der
olldentlichen Oe!bamng gedeckt, sie wurde zum
Großteil durch die Aufnahme eines Darlehens
VOn 23,5 Millionen Schilling gedeckt, und die
Begleichung des Restes von 15 Millionen
Schilling ist aus den Kassenbeständen der
späteren Jahre gedeckt.

In der außerplanmäßigen Geharung wurden
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hauptsächlich die Abschreibungen sowohl der
Passi'vrückstände auf der Einnahul'enseite, wie
auch der Aktivrückstände auf der Ausgaben
seite durchgeführt, lund es ergibt sich bei der
Abrechnung der außerplanmäßigen Oelbarung
ein Abgang von 2072 IS, der dmch einen über
schuß inder ondenUichen Gebarung bilanz
mäßig zum Ausgleich kommt.

Es 'sind das nur einige Zahlen gewes,en, die
eben die Bewegung des Igesamten Halushaltes
im Jahre 1949 kurz beleucht'en soUten. Es wäre
nur noch zu berichten, daß die genaue Auf
stellung übeT ·die unlwirksame Oebarung des
Landes. ,auf Seite 14, über die Ka,ssengeba:rung
auf S·eite 16 und die Übersicht über die aus
der Geldrechnung des Jahres 1949 stammen
den AkHv- und Passivposten gleic'hfalls auf
Seite 16 der in Ihren IHänd'eIT 'befindlichen
Druckvorlage enthalten ist.

Nachdem der finanzausschußauch Z'lif

Kenntnis genommen 'hat, daß di,e Gebamng
des Landes Niederösterreich, die ich hier in
ganz kurzen Worten zusa'ill'm~ngefaßt habe, in
dem umfangreichen Tabellenmaterial - das
heuer noch durch hesondere EinricMungen er
gänzt wUf1de - ihre Erklänung findet, hat der
Ftilnanzausschuß !beschloss'en, lall1 iden IHO'hen
Landtag folgeniden Ant'rag zu stlellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschHeßen:
,,1. Der Bericht der niederösterreichischen

Landesregierung zum Rechnungsabschluß des
Landes Nied:erösterreich für das Jahr 1949
wird genehmigend zur Kenntnis genommen.

2. Der Rechnungsabschluß des Landes Nie
deröst,erreich für das Jahr 1949 und di'e darin
vorkommenden Abweichungen vom Voranschlag
wenden genehmigt.

3. Die teilweise Bedeckung des Erforder
nisses der Wiederaufbaugebarungaus Landes
mitteln mit dem Betrag VÜ':l 1,175.467.20 S,
aus aufgenommenen Darlehen im Betrag von
23,500.000 S, und die Ausweisung des ver
bliebenen Abganges, der späteerhin herei,n
zubringen ist, im Betrag von 15,461.184.21 S
wenden genehmigt.

4. Die Reservierung eines Betrages von
7 Millionen Schilling in den Rücklagen zur
t'eilweisen Bedeckung der auß,erondenUichen Oe
harung für das Jahr 1950 wird genehmigt."

Ich bitte den Herrn Präsidenten, über di\?sen
Bericht die Debatte zu eröf,fnen.

PRÄSIDENT: Der Herr finanzreferent,
Landesrat Müll ne r, hat das Wort.

Landesrat MüLLNEH: Hohes Haus! Es
liegt heute der Rechnungsabschluß für das
Jahr 1949 vor. Der 'Berichterstatter hat schon
erwähnt, daß er noch eine Gliederung aufweist,
die in den kommenden Rechnungsabschlüssen
und auch in den kommenden Voranschlägen

nicht mehr vorgesehen ist. Wir haben für 1949
noch ein o:rdentliches und ein außero:rdentliches
Budget sowie ein Wiederaufhaubudgetgehabt.

Die Oebarung 1949 ist dadurch besonders
gekennzeichnet, daß wir den ordentlichen Haus
halt auf Grund der erzieHen Mehreinnahmen
glattstellen 'und den außerordentlichen Haus
halt durch die Überweisungen aus der ordent
lichen Gebarung ,ausgleichen konnten. Das
Wiederaufbaubudget wurde nur zum Teil durch
eine Kredioperation gedeckt, so daß sich ein Ab
gang von 15,5 Millionen Schilling ergibt. Ich
möchte auf diese Verschiebung besonders hin
weisen. Der Voralnschlag für 1949 wurde nämlich
noch unter der Voraussetzung erstellt, daß das
Wiederaufbaubudget zum Teil oder vieHeicht
zur Gänze durch den Bund finanzi<ert wird.
Diese Voraussetzung hat sich im Jahre 1949
als nicht mehr richtig erwiesen, und es mußte
daher getr:achtet we:rden, daß durch die finan
zielle Kraft des 'Landes selbst im Jahre 1949
alle Aufwendungen des Wiederaufbaues ,ge
tätigt werden konnten.

Wenn wir da'her heute sagen, daß mit den
ganzen Mehreinnahmen alle Ausgaben gedeckt
werden mußten, so mußten auch bei den Kre
ditoperaNonen besondere Verschiebungen vor
genommen wenden, da ja auch der Voranschlag
bei BewilUgung Ivon 40 MiHionen Schilling
Ausgaben für den Wiederaufbau eine Voraus-

I setzung annahm, die in der f 0'1 ge dann nicht
eintraf.

Wenn wir die Einnahmen und Ausgaben des
Landes Niederösterl1eich überhaupt vergleichen,
dann müssen wir wohl sagen, daß die Aus
gaben seit dem Jahre 1945 sehr stark gestiegen
sind. Wir haben im Jahre 1946 46 Millionen
Schilling Ausgaben ,gehabt, wie Sie es auf der
letzten Seite in der Druckvorlage sehen können,
im Jahr,e 1947 sind sie auf 81 Millionen Schi,l
ling gestiegen, im Jahre 1948 auf 223,5 Mil
lionen Schilling und im Jahre 1949 auf
342 Millionen Schilling. Wenn wir diese Stei
gerung der Ausgaben übersehen, dann müssen
wir uns wohl die frage vorlegen, welche Ein
nahmens~eigerung oder welche Änderung in
der Veranlagung der Einnahmen hat sich im
Vergleich zu jenen Jahren ergeben, in denen
das Land Niederösterreich in normalen Ver
hältnissen gelebt hat, also in den Jahren
vor 1938?

Wenn wir die Länderbudgets der verschie
denen Ja'hre vergleichen, ,dann sind die Zahlen
der Einnahmens'eite für uns sehr lehrreich. Es
hat sich nämlich auf der ,Einnahmenseite eine
sehr große Verschiebung ergeben. Wä'hrend
früher die Länder die 'Steuerhoheit ,gehabt
haben, also eigene Einnahmen hatten, so sind
heute ·die eigenen Einnahmen auf ein Mi'uimum
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gesunken. nie Länder weDden zum großen Teil
durch die Ertragsant'eilean den gemeinschaft
lichen Bundesahgaben befriedigt. Wenn wir nun
die Ertragsantei,le des J ahDes 1931 mit jenen
des Jahres 1949 vergleichen, dann ergibt sich
folgendes Bild: Im Ja,hre 1931 betrugen sie
28,5 Pro,z·ent der Gesamteinnahmen der Länder,
im Jahre 1949' 65,5 Prozent; während im
Jahre 1931 die eigenen Abgahen 37 Prozent
der Gesamteinnahmen betragen haben, betragen
sie jetzt nur 10 Prozent. IEs hat sich also, wir
sehen es an ·di'esen Zahlen, in den Länder
budgets eine !bedeutende Verschiebung ergeben.

Nun ist sicherlich {He ''Prageberechtigt und
hochinteressant, wie sich die Budgets ,der Län
der uberhaupt erweitert hahen. Wir stehen heute
mit den gesamten Ausg,aben dieses Rechnungs
abschlusses für 1949, damit meine ich nur die
reiuen Ausgahen, nicht auch jene Ausgahen,
die verrechnungsmäßig den Rahmen der Ge
barung erweitern, gegenüber dem Jahre 1931,
wenn dessen Gebarung mit 100 Prozent ange
nommen wiDd, bei einer Höhe von 350 Prozent.
Wir !können also sagen: Das Budget des Lan
des für 1949 hat sich gegenüber dem Jahre
1931 dreieinhalbfach 'vergrößert. Das betrifft
aber, wie gesagt, das Jahr 1949. Wi'r können
heutle schon sagen, daß wir bei den Vor
anschlägen für die anderen Jahre natürlich
noch mit größeren Steigerungen zu rechnen
hahen.

ner Abschluß ,für das Jahr 1949, den wir
hier 'vor uns haben, ergibt noch andere Ver
g'leichsmöglichkeiten. Ich möchte insbeso'ndere
darauf hinweisen, daß wir aus den Ertr,ags
anteilen, die wir in diesem Rechnungsabschluß,
und zwar auf der vorletzten Seite, aufge
gliedert sehen, noch verschiedene Lehren zie
hen können. Wir haben im Jahre 1949 ,aus der
LiQlhnsteuereinen Anteil von 45 Million,en Schil
ling 'und aus der fatierten Einkommensteuer
einen solchen von 51 Millionen SchiHing er
halten, so daß die fatierte Einkommensteuer um
15 IProlJent höher liegt. Di,ese Zahlen geben
ein beredtes Zeugnis 'von der wirtschaftlichen
Kraft des Landes. Wir haben aber schon im
Jahre 1949 sehen können, daß sich die wirt
schaftJiche KraM in den einzdnenLändern ver
schiebt. Während früher einmal die fatief'teEin
kommensteuer im Lande Niederösterreich weit
über der Lohnsteuer gelegen ist, ist nunmehr
ein merkliches Zurücksinken festzustellen. Es
wurde durch die kommenden Jahre lbestä'Ügt,
daß die Erträge aus der Einkommensteuer zu
rückgehen, währ·end jene aus der Lohnsteuer
steigen. Diese Zahlen sind aber nur dann zU
verstehen, wenn wir den Aufteilungsschlüssel
benüdksichtigen. Die fatierte Einkommenst'euer
wird nämlich nach dem Aufkommen verteil t,

die Lohnsteuer hingegen nach der Kopfzahl der
Einwohner. Hier ist insbesondere der Vor
anschla,g für das Jahr 1951 sehr :bemerkens
wert. Die Ertragsanteile des J,ahres 1951 nach
dem Voranschlag des 'Bundes werden 'Ungdähr
ein Ergebnis haben, wie folgt: In ObeDöster
reich wird ,der Anteil am Ertrag der Lohn
steuer 63 Millionen Schi'llin,g betragen, wäh
r,end jener Clim Ertrag der venanlagten Ei'n
kommensteuer 68 Millionen SchiHing ergibt,
also ein Plus. Noch mehr tritt das gegenseitige
Verhältnis Z'Utage, wenn ich di'e Zahlen '\!Ion
den westlichen Ländern .aufzeige. In Salzburg
18 Millionen Schilling Lohnsteuer und 19 Mil
lionen SchHHng fatierte Einkommensteuer; in
Tirol: 24 MilliOil'en Schilling Lohnsteuer 'Und
28 Millionen Schilling ,fati'ert,e EinkoullIIlen
steuer. Besonders glücklich .gelagert ist Vor
arlberg, wo wir 10 MiHionen Schilling Lohn
steuer und 23 Millionen Schilling fatierte Ein
kommensteuer festst'ellen können, .also ein Ver
hältnis 1 zu 2. In NiederöstetDeich sind die be
züglichen Ziffern: 71 Millionen Schil,ung Lohn
steuer und 54 Millionen Schillingv,er,anlagte
Einkommensteuer.

Diese Zahlen zeigen uns, daß sich die wirt
schaftliche Kraft in die westlichen Länder ver
lagert hat, und wir bei uns im ,Land Nieder-

, öster,reich eine wi'ftschaftHche Verarmung fest
stellen mÜss'en. Sie wissen 'außerdett11, daß in
unserem Land nicht alle Steuern 'bezahlt wer·
den und daß wir auch in ZukunH damit zlU
rechnen haben werden, daß die wi'ftschaftlichen
Kräfte des Landes und damit das Steuerauf
kommen des Landes zurückgehen. Das Land
Niederösterreich kann daher nur dann finan
ziell besser abschneiden, wenn die ,Steuern ge
meinsam durch den Bund eingehoben weDden
und womöglich nach der Kopfzahl beziehun,gs
weise Einwohnerzahl verteilt weDden. Daher
ist der F'inanzrefer'ent dieses Landes in einer
zwiespältigen Stellung, wenn die Länder in
ihrer Mehrheit heute verlangen, daß die
Länder ein eigenes St,euerrecht 'besitzen oder es
zurüokerhalten soUen. WiT sind bei dieser For
derung mitgeteiltem Herzen dabei, weil es eben·
in Illnserett11 Bundesstaat nicht jedem L'and
gleich gut geht und nicht in jedem Land
die gleichen wirtschaftlichen Venhältnisse sind.
Wünden wir in unserem Land einen Zuzug
oder Neugründungen von Industrien, Gewerhe
und Handelsbetrieben haben, die 'uns die ge
set,zlichen Steuern bezahlen, dann wÜDde das
Land Niederösterreich vielleicht bei der For
derung nach 'einer eigenen Steuerhoheit der
Länder an der Spitlze marschieren. So aher
müssen wir trachten, den Ausgleich zwischen
den verschiedenen wirtschaftlichen Kräften der
Länder zu finden.
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Die Aufstellung über die Ertragsanteile ist
aber auch noch in einer anderen Weise inter
essant. Ich erlaube mir nura1uf den Ertrag
aus der Kra'f1tfahrzeugsteuer hinzuweisen, der
im Jahre 1949 3,1 Milliollien Schilling betragen
hat und für das Jahr 1951 mit 3,3 Millionen
Schilling 'veranschlagt ist. Also eine ganz un
wesentliche Erhöhung. Mit ,großem Bedauern
muß ich hierz'u feststellen, daß in Niederöster
reich, das durch die furchtbaren, ,ich möchte
fast sagen oft katastrophalen, Kriegs- und
Nacbikriegsereignisse am stäI1ksten betroffen
worden ist, der gr'Öß'te Teil der Kraftfahrzeuge
nicht die N-Nummer trägt, sondern eine andere.
Insbesondere bedauern wir, daß die sta,atlichen
Kraftfahrzeuge, also die Autiobusse der Post
und der Bundesbahn, mit einer Nummer gekenn
zeichnet sind, die nicht ein "N" a1ufweist, son
dern ein "W". Das heiß,t aber, daß die Kraft
fahrzeugsteuer einem anderen Bundesland zu
fließt. Das ist eine 'Benachteiligung unseres
Landes, insbesondere unseres Straßemvesens,
und wir bemühen uns daher, das da,dmchaus
zu,gleichen, daß wir besonders niederöster
reichische Autobusulliternehmen in ihrer Linien
führungunterstützen. Das kann natürlich ·den
ganzen Nachteil nicht aufwiegen, sondern wir
sind noch daran, bei den Abgabenteilungsv·er
handlungen und den ganz'en Verhandlungen
über das Kraftfahrwesen darauf hinzuweisen,
daß wenigstens die Autobusse, die dauemd in
Niederösterreioh eingesteHt sind und unsere
Straßen dauernd befahren,auch mit einer
solchen Nummer versehen werden, daß 'uns kein
Steuerertrag verlorengeht.

Ich komme jetzt noch kurz auf die V,er
schuldung des Landes zu sprechen. Im Jahre
1949 standen wir 'vor der Entscheidung, wie
wir den Wi'ederaufbau durchführen können lund
ob wir ihn in größerem Ausmaß mit Kredit
aufnahmen durchführen sollen. Es war uns
klar, daß nach der ErNlärung des !Bundes
ministers ifür finanzen eine Übernahme der
vom Land für den Wiederaufbau gemachten
Schulden durch den :Bund nicht erfolgen kann.
Die kommenden Jahre haben vielmehr gezeigt,
daß der Bund nicht nur diese Aufgabe nicht
ühernehmen konnte,' sondern :daß ·er an und
für sich noch Forderungen an die Länder ge
stellt hat oder stellen mußte. Die Länder hahen
auch tatsächEch neue Belastungen übernehmen
müssen. Es bestand daher im Jahre 1949 die
unbedingte Notwendigkeit, die Kreditopera
tionen auf das geringste Maß Z'll beschränken.
Wir haben uns darüber hinaus aber noch he
müht, die finanziellen Kräfte des Lan1des in
einer wei,teren Weise zu sani1eren. Im vorHe
genden Rechnungsabschluß ist dies nicht
mehr aufg.eschienen, weil wir im Jahre 1949

zu keinem ,Ergebnis kommen konnkn. Ich darf
aber darauf verweisen, daß diese Bemühungen
im Jahre 1950 zu einem Erfolg geführt haben.
Wir konnten nämlich die klurzfri,Stigen Dar
lehen zu ·einem größeren Teil in langfristige
Darlehen umwandeln.

:Die Verschuldung des Landes ist im Jahre
1949 nur um 23,5 Millionen ,schilling gestiegen.
Die übrigen finan:zoperaüonen wuro'en aus den
lauf'enden Einnahmen durchgeführt, W'ohei ein
ungedeckter Abgang der Gebal'ung 1949 von
15,5 Millionen SchiHing ,zur Deckung auf spä
tere Jahre verwiesen wurde. Dieser Ahgang
wurde, wie bekannt, in das Budget für 1951
eingebaut. Es ist selbstverständlich, daß diese
Maßnahme notwendig war, weil wir auch im
kommenden Jahr mit einem Abgang zu rechnen
haben wel'den. Ich möchte seine Höhe noch
nicht endgültig angeben, aber jedenfalls wird
er üher den Betrag von 15 Millionen Schilling
zu stehen kommen.

Trotz dieser SchwierigkeHen, in denen sich
die finanzverwaltung des Landes Niederöster
reich befindet, war es uns aber doch möglich,
aUe Verpflichtungen zu erfüllen. Ich möchte
besoIllC1lers darauf verweisen, daß es möglich
war, alle finanziellen Verbindlichkeiten abzu
decken. Alles, was beim Land an Rechnungen
oder an ÜberweisungenfäMig war, konn,te
rechtzeitig und zur Zufriedenheit der Glä'llbiger,
wenn ich so 'sagen darf, oder derjenig!en, die
vom Land ·etwas zu bekommen haben, auch
erfüllt werden.

Ich möchte aber abschließend darauf hin
weisen, daß der Rechnungsabschluß für 1949
nicht nur vor diesem Hohen Haus, sondern
vor aller Öffentlichkeit und vor 'allen 'Verant
wortlichen SteHen der Finanz'verwaH'llng der
Länder, aber auch insbesondere ,der finanzver
waltung des 'Bundes klar aufzeigen soll, daß
die finanzielle 'Lage des Landes Niederösterreich
ernst zu nennen ist, so emst, daß sich der
Hohe Landta!g in allen seinen Beschlüssen-auf
diese Situation einsteHen muß. Auch die Lan
desregierung hat sich immer bereitfinden müs
sen, auf diese schwierigen Prohleme Rücksicht
zu nehmen. W'ir haben daher manche dringen
den Wünsche und manche wirkEch dringenden
Erfordernisse zurüokgestellt und wir werden uns
auch in Zukunft noch sehr bescheiden müssen,
weil die wirtschaftliche Kraft dieses Landes im
Rückgang begriffen und dadurch die finanzi,elle
Lage dieses Landes als ernst zu bezeichnen ist.
Wir werden unsa'llch in Zulkunft hemühen,
dieser Situation g·erecht zu werden. Wir wollen
aber alles, was in unseren ,Kräften steht, tun,
damit wir den Wünschen und ErfoI1dernissen
unseres Landes und seiner Bevölkerung auf
gr'ößtmögliche Weise gerecht werden können.
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In diesem Sinne mächte ich zum Schluß noch
meinen Mitarbeitern danken, dem Büro der
final1lZverwaltung und seinem L'eite.r sowie
aI1en seinen MitarbeitennEür die Hilife, die sie
uns bei der Erstellung des Rechnungsab
schlusses haben zuteiil wenden lassen. Dadurch
ist es uns nämlich wieder gdungen, den Rech
nungsabschluß über das Jahr 1949 zeitgerecht
in tadelloser FOl'm dem Hohen Haus vor
zulegen. (Beifall bei der Volkspartei.)

PiRÄSIDIENT: ZllJm Wort gdangt der Herr
Abg. D u b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Der
vorliegende RechnungsabsC'hluß stellt eine der
saubersten Arbeiten dar, die bisher dem Land
tag Ivorgelegt wurden. In übersichtlicher, an
schaulicher Weise z'eigen die Zahlen auf, was
im Jahre 1949 im Land Niederöskrreich und
darüber hinaus in Österreich geschehen ist. Es
ist sehr empfehlenswert für jeden Abgeord
neten, diesen Rechnungsabschluß eingehend zU
studieren, um aus ihm ,die richtigen poliNschen
Lehren zu ziehen. Jeder einzelne soll danüber
nachdlenken, ob die bisherige Politik, die bei
uns in Österreich betdeben wurde, richtig war,
und ob kein falscher Weg einigeschlagen wurde,
denn so sauber und so klar der !Rechnungs
abschluß in seiner Form ist, so trü!lJ und trost
los list ,er seinem Inhalt nach. rOie ,deuMiche,
klare Spr,ache der Zahl'en des Rechnungs
abschlusses bestätigt im wesentlichen all das,
was wir immer wieder hier und im Parlament
bei den Budgetberatungen aufgezeigt haben.
Sie <bestätigt, daß auf Kosten der arbeitenden
Bevölkerung, auf Kosten der arbeitenden Men
schen in Ös~eneich Dinge Igeschehen, die nicht
unwidersprochen hingenommen werden können.
Die ganze Politik, die seit einigen Jahren in
Österreich ei'n,geschlagen wurde, war ja darauf
gerichtet und ist darauf g,el'ichtet, auf Kosten
der arbeitenden Menschen die IkapitalisNschen
Kreise zu unterstützen. Der Rechnungsabschluß
bestätigt voll und ganz diese Politik

Di,eser Rechnulligsabschluß 'bestätigt aber
noch mehr. Er widerlegt das, was demöster
reichischen Volk immer wi'eder in Versamm
lungen, durch die Presse und auch hier im
Landtag eingeredet wurde, er widerlegt näm
lich das Märchen und die ,Lüge 'Von den Seg
nung,en des Marshall-Planes. Wer diesen Rech
nungsabschluß betrachtet, wer dabei mit sich
zu Rate geht, der muß sagen, von den Ver
sprechungen des Marshall.,Planes, die auch wir
hier gehört ~hahen, nämlich daß ,am Ende des
Marshall-Planes - und wiir sind :j,etZit 'an
seinem Ende - unser Volk ein Leben in Wohl
stand genießen wir,d, ist nichts übriggeblieben.
Ja selbst auch von dem Versp,rechen,daß der
Marshall-Plan di,e drohende Inflation in Öster-

reich aufhalten soU, ist ebensoweni,g übriggebllie
ben. W'ir müssen nur die Zahlen der bisherigen
Rechnungsabschlüsse herrIiehmen. Wenn wir be
tracht'en, daß der Rechnungsabschluß des Lan
des Niederösterreich im Jahre 1946 Einnahmen
im IBetralge von 41,9 Millionen Schilling er
geben hat, wenn dann <im Jahre 1947 dieser
Betrag schon aUlf 63,5 Millionen Schilling ,g,e
stiegen war, und 'im Jahre 1948, zu Beginn
des Marshall-Planes,au.f 186 Millionen ISchil
ling angestiegen war, um im Jahre 1949
302 Millionen Schilling zu erreichen und im
Jahre 1951 wahrs,cheinlich mit 500 M'illionen
SchiUing abschließen wird, dann müssen Sie
zUlg,eben, daß in diesen Ziffern die ständige
Verschlechterung unserer Währung, die schlei
chende Inflation 'in Östeneich zum Ausdruck
kommt.

Gerade in der ]etztzeH erleben wir eine neue
Steigerung dieser ,inflationistischen Tendenz in
Österreioh dadurch, daß eine ,Reihe ,gewal
tiger Preissteiger,ungen eingesetzt hat, ohne
daß der Lohn, das Gehalt der arbeitenden Be
völkerung eine wesentliche El'höhung dabei er
fahren hätte.

Interessant an dem Rechnunlgsa'bschluß ist
auch, daß hier wieder ganz klar zum Ausdruck
kommt, daß die ganze Last des Aufkommens
der notwendigen Gelder die arbeitende Bevöl
kerung zu kagen hat.

Mehr als zwei Drittel der dem Land zur
Verfügung gestellten Gelder stammen von den
Lohn- und Gehaltrsempfängern! Rechnet man
zu diesen Lohn- und Oehaltsempfäng,e.rn auch
noch die 'kleinen Gewerbetreibenden und die
kleinen Bauern, die ,aUe gleichfalls unt'er der
Steuerlast stöhnen, hinzu, so kommt man dar
auf, daß rund 85 Pmz,ent des Steueraufkom
mens von der arbeitenden Bewölkemngauf
gebracht wer,den müssen. Herr Landesrat
Müllner hat nun seine Meinung wertr,eten, daß
eine Versohlechterung der wirtschaftlichen 'Si
tuation in Niederöst'erreich dadurch eingetreten
ist beziehungsweise zum Ausdruck kommt, daß
die Einkommensteuer bei uns im Land bereits
unkr das Maß der Lohnsteuer gesunken ist.
Wer trägt denn Schuld ,an dieser wirtschaft
lichen Verschlechterung? nie Ursache ist doch
darin zu suchen, daß die ständige Benaoh
t,eHigung Niederösterreichs durch die Bundes
re.gierung hier ihren ziffernmäßigen Nieder
schlag findet! Wir alle waren doch Zeugen
dafür, daß man in den westHchen IBundeslän
dern mit kräftigster Unterstützung durch die
Bundesregierung Konkurrerrzbetriebe gegenüber
niederösterreichischen Betrieben aufgez.ogen hat!
Wir waren doch alle Zeugen dafür, daß die

I verantwortlichen SteHen in der Bundesregierung
alles darangesetzt haben, um der niederöster-
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reichischen Wirtschaft in den westlichen ,Bun
desländern eine schwere Konkurrenz zu machen.
Ich f'fage nun hier: 'Was ist von seiten der
Landesregierung Entscheidendes geschehen, um
gegen diese Benachteiligung, die nunmehr im
Rechnungsa'bschluß ihren Niederschlag findet,
Stellung zu nehmen? Hier wäre es notwendig
gewesen, immer wieder den Landtag anzu
rufen, es hätte immer wieder der Landtag in
Protesten gegen diese Politik der Regierung in
Österreich Stellung nehmen müssen, arrstatt zu
sohweigenund dadurch an dieser ,Politik der
Benachteiligung Niederösterreichs mitschuldig
zu werden.

Der Rechnungsabschluß zeigt aber auch, wie
unerhört die Steuerschraube für unsere Bervöl
kerungangezogen wurde. Wenn man die Ver
gleichsziffern der einzelnen Jahre heranzieht
und feststellt, wieV'iel Schilling von den Steuer
einnahmen auf den Kopf der Bevölkerung un
seres 'Landes entfallen, so kommt man zu sehr
interessanten 'Ergebnissen. Wir sehen, daß im
Jahre 1946 'nach dem Rechnungsabschluß pro
Kopf der Bevölkerung des ,Landes Niederöskr
reich 36.70 S Steuerleistung z,u verzeichnen war.
1947 waren es 60 S, 1948 mit Beginn des
Marshall-Planes 177 5, also eine Verdrei
fachung der steuerlichen Belastung. 1949 waren
es bereits 258 5, 1950 wird sie bereits über
270 S ausmachen. Im heurigen Jahr wird die
Steuerlast voraussichtlich über 300 :S pro Kopf
der iBevölkerung betragen. Das ist aber nur
aus dem Anteil des Landes gerechnet; dazu
kommen nun noch die Gemeindesteuern, die min
destens das gleiche Ausmaß betragen, dazu
kommen dann vor allem noch die gewaltigen
Bundesst'euern, so daß man heute ohne weiteres
zahlenmäßig feststellen kann, daß ein familien
vater einer vierköpfigen familie, wenn er die
Steuerbeträge für seine familie leisten muß,
mindestens vier Monate im Jahr nur für die
Leistung der Steuer ar'beiten muß. Die steuer
liche Belastung der arbeitenden Bevölkerung
hat bereits ein unerträgliches Ausmaß ange
nommen.

Als eine der Begründungen für die Über
schr,eitungen des Voranschlages für das Jahr
1949 wurde vom Herrn Berichterstatter ange
führt, daß in diesem Jahr das 3. Lohn- und
Preisübereinkommen zu ei'ner schweren Be
lastung ,des Landes geführt hat. Die Be
lastung des Landes war aber tatsächlich nicht
So schwer, denn die Belastung ,des Landes
durch das 3. Lohn-und Preisübereinkommen
stelHe sich auf 11,6 Millionen 'Schilling ; die
Mehreinnahmen des Landes aus den 'L'e'istungen
der Gemeinden allein an das 'Land durch diesen
3. Lohn- und Preispakt beliefen sich aber auf
10,4 Millionen. Wenn :man jetzt noch die

höheren Leistungen aus den Steuern durch das
3. Lohn- und Preisühereinlkommen mit in Be
tracht zieht, ergibt sich, daß das Land durch
den 3. Lohn- und Preispakt durchaus keinen
finanziellen Nachteil erlitten hat, sondern daß
der 3. Lohn- und Preispakt für das Land viel
mehr einen finanz:ielleIJI Vorteil hedeutet hat,
sehr zum Unterschied von der arbeitenden ße
völkerung. Dieser hat man in den bisherigen
vier Lohn- und Preispakten immer wieder
durch geringe prozentuelle Lohn- und Gehalts
erhöhungen nur einen Teil ,dessen abgegolten,
um das d,ie Preise tatsächlich gestiegen waren,
Von diesen ,geringfüg,i,g'en ,Erhöhun,gen aher
hat man dadurch, daß die Lohn- und Gehalts
empfänger auf Grund der ungünstigen Steuer
progression in eine höhere Steuerstufege
kommen sind, einen wesentlichen IBetrag dessen,
was angeblich zur Abgelturrg der gestiegenen
Preise dienen sollte, durch St,euern entzogen.
Daraus s,ind eben di,e Mehreinnahmen aus den
Steuern zu erklären. Die Mehreinnahmen h,ahen
sich für die arbeitende Bevölkerung zu einem
unerhörten NachteH entwickelt, während das
Land - jede andere Deutung ist f,alsch 
durch die Lohn- und Preispakte ebenso wie ,der
Bund tatsächlich Vorteile gezogen hat.

E,irre interessante feststellung hat der Herr
Landesrat Müllner hier gemacht, die uns aUen
ja im wesentlichen bekannt war, ,aber of'fiziell
erst heute in dieser Deutlichkeit ausgesprochen
worden 'ist. Es ist nämlich im Jahre 1949 ganz
klargeworden, daß der Bund nicht bereit ist,
auch nur einen Groschen für den Wiederaufbau
in Niederösterreich zu leisten. früher hat man
immer wieder er'klärt, der Bund sei dazu ver
pflichtet, und diese Erklärung wurde ,auoh vom
F'inanzminister abgegeben, also von einem Mit
glied der ,Bundesregierung, so daß man an
nehmen mußte, daß Mitglieder der Bundes
regierung ,nicht nur in i,hr,em Namen, sondern
auch im Namen der gesamten Regierung
sprechen. Wenn man also ein solches Ver
sprechen gi'bt, dann sollte es auch 'eingehaHen
werden. Der Finanzminister 'hat auch erklärt,
daß der Bund 'verpflichtet ist, die Kosten des
Wiederaufbaues in Niederösterreich zu tragen,
daß aber diese Kosten erst gedeckt werden,
wenn der Staatsvertrag abgeschlossen ist.

Diese drei feststellungen ,also, nämlich die
sprunghafte Steigerung der Einnahmen des
Landes Niederösterreich, die sprunghaHe Stei·
gerung der Steuerquote auf den Kopf ,der Be
völkerung und die Erklärun:g des Landesr,ates
Müllner, daß das Jahr 1949 klar und eindeutig
gezeigt hat, daß der Bund nicht bereit ist, die
Kosten des Wiederaufhaues zu tragen, zeigen,
daß 'in einer bestimmten Periode diese für

I unsere Bevöl'kerung so entscheidende Ver-
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schleohterung eingetreten ist. Die gewaltige Er
höhung der Steuerquote, die Erhöhung der Ein
nahmen des Landes, das alles fällt in die Zeit
zu Beginn des Marshall-Planes im Jahre 1948.
Und zu diesem Beginn kam auch die Er
klärung, daß die Wiederaufbaukosten 'nicht
mehr vom Bund getragen werden. HiN kommt
ganz klar und eindeutig zum Ausdrudk, daß
der Marshall-Plan das ist, als was wir i,hn
immer wieder bezeichnet haben, ein Druck
mittel, um auf Kosten ,der arbeitenden Bevöl
kerung den Kapitalisten ihre Profit,e zu sichern.
Und es zeigt sich heute auch schon kl.ar und
eindeutig, daß diese Sicherung der Pmfite in
Österl'eich gelungen ist. Während man den Ar
beitern und Angestellten immer wieder erklärt,
ihl'e Löhne können nicht er1höht werden, weil
es die österreichische WirtsiChaft nicht aushält,
während also das Realeinlkommen der Arbeiter
und Angestellten, der Lohn- und Gehaltsemp
fängier in den rvergangenen Jahren immer mehr
herabgedrückt wurde, haben sich die Profite
der Unternehmer ganz wesentlich erhöht. Ein
Beispif:! dafür ist vielleicht die jüngst ver
öHentlichte Bilanz der Pottendorfer Spinnerei,
die Betriebe in Niederösterreich besitzt. Dies,e
BBanz weist einen Gewinn von 18,5 Millionen
Schilling für das Jahr 1950 auf. Auf den Kopf
der dort Beschäftigten umgerechnet bedeutet
das, daß dieses Unternehmen 'pro Kopf und
Woche der dort Beschäftigten ein'en PfQifit von
120 S erzielt hat. Und so wie hei der Potten
doffer Spinnerei hegen die rDinge in allen an
den~n Betrieben nicht nur Niederösterrekhs,
sondern ,ganz Österreichs. Hier wäre eine Mög
lichkeit gegeben, durch eine wirklich gerechte
Verteilung der Steuern dafü.r zu sorgen, daß
sich auf der einen Seite das Realeinkommen
der arbeit,enden Bevölkerung er'höht, 'und auf
der anderen Seite ein Teil der Profite dadurch,
daß man sie wegsteuert, alLgemeinen ZWe<Cken
zugeführt wird. Aber dies ist nicht in der Linie
des Marshall-Planes gelegen und wird daher
vo n den Verantwortlichen abgelehnt.

Aber 'nochetwas anderes zeigt der Übergang
des Jahres 1948 auf das Jahr 1949, der Zeitpunkt
des Einsetzens des Marshall-Pl,anes. Während
bis zum Jahre 1948 das Land schuldenfrei ge
wesen ist, sogar Rücklagen vorharuden waren,
hat mit Beginn des Marshall-Planes auch di,e
Verschuldung des Landes eingesetzt. Nicht nur
dif' Steuerquote ist höher geworden, sondern
darüber hinaus hat die Verschuldung des Lan
de;; Niederösterreich eingesetzt. Wä'hrend Ende
1947 das Land noch vollkommen schuldenfrei
,gewesen ist, war Ende 1948 bereits ein Schul
denstand von 56,6 Millionen Schilhng vo.rhan
den, der dann im Jahre 1949 auf 87 Millionen
Schilliong angestiegen ist. (Abg. Endl: Du hast

ja selber immer vom Wiederaufbau geschrien!)
Da ß diese Sohuldenlast nicht zu einer schweren
Bürde für das Land geworden ist, ist in den
inflationistischen Tendenzen zu suchen, die i'n
den gesamten Einnahmen des ,Landes zum ,Aus
drnck kommen. Mit der fortscheitenden Geld
entwertung findet auch eine Entwertung ,der
Schulden statt und damit eine Erleichterung der
Schuldenhürde des L3'Il!des. Aber diese infla
tionistischen Tendenzen, diese schleichende In
flation, zehrt an der Bevölkerung, sie zehrt un
unterbrochen und droht letzten Endes unsere
ganze Wirtschaft zu verschlingen. (Abg. Endl:
So wie die schleichende Propaganda von dir!)
Kollege IEndl, du kannst die T,atsachen deI
Zahlen nicht hinwegleugnen, mit Blödeln
lwmmts du über diese Zahlen nicht hinweg
Ich würde nur wünschen, daß du einmal
draußen, statt ,demagogisch für die Herab·
setzung der Steuern zu reden, diese Zahlen
zum Ausdruck brin,gst. (Abg. Endl: Ich wäre
da/ür, daß die USIA-Betriebe die Steuern be
zahlen. Zahlreiche Zwischenrufe auf allen
Seiten. - Der Präsident gibt das Glocken
zeichen.) Ja, reden wir einmal über die USIA
Betriebe, reden wir aber auch einmal über die
nieuerösterreichischen Betriebe. Der Herr Fi
nanzreferent wird uns vielleicht sagen können,
wie oft die BiLanz der NEWAG umfrisie.rt wor
den ist, um nicht Steuern bezahlen zu müssen.
Ich glaube, darüber muß man auch einmal
sprechen, denn ,dadn kommt ja die ganze Ten
denz der österreiohischen Wirtschaftspoliti'k
ZUlU Ausdruck, die Tendenz, daß man den
kleinen Leuten daß Weiße aus den Augen
herausnimmt, während die Besitzenden, wi,e
zum JBeispiel die Aktionäre der Pottendorfer
Spinnerei, soviel Profite einheimsen, wie die
Beschäftigten an Lohn und Gehalt erhalten,
dabei aber 2 Milliarden Schilling Steuern
schuldig bleiben. rDas muß man hier sagen,
dann wird auch dem Endl das Blödeln ver
gehen, das er hier so gerne anzuwenden
beliebt.

Mit Demagogie werdet ihr nicht über die
Tatsachen und über die folgen eurer Wirt
schaftspolitik hinwegtäuschen können, nämlich
der Politik des Zugrunderichtens der kleinen
Leute in Österreich. Es ist klar, daß diese
Tendenz der Wirtschaftspolitik, diese ganze
Marshalhsierung Niederö,gterreichs, .auch ihren
Niederschlag bei ,den Einsparungen im Budget
gefunden hat. Ver.geblich werden Einsparungen
gesucht, dort aber, wo sie möglich gewes,en
wären, wo sie hättenver.antwortet werden kön
nen, 'nämlich bei den kostspieligen Anschaf
fungen von Lustern, die Zehntausende von
Schilling pro Stück gekostet 'haben, da haI
man sie nicht gemacht. Die Einsparungen sind
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immer dort 'Vorgenommen worden, wo sie jene
Menschen treffen, die am meisten an Steuer
leistungen in Nieder'Österreich aUlvgebracht
haben. Immer wieder wurden bei' den Ärmsten
der Armen die Einspamngen gemacht.

Wir sehen, daß Einsparungen im Kapitel
Fürsorge besonders in Erscheinung treten
Während auf der Einnahmenseite dieses Rech
nUl1gsabscMusses bei der Fürsorge Mehr..
einnahmen 'Von 23,5 Prozent ausgewiesen wer·
den, zeigt die Ausgabenseite eine Steigerung
um nur 9/10 Prozent, so daß hier eine wirk
lich auf Kosten der fürsorge glehende Ein
sparung erzielt wurde.

Ganz besonders kraß kommt :cLas zum Aus
druck im Abschnitt "Erholungsfürsorge". Wenn
man hier die Ziffern vergleicht, dann muß man
d'en Eindruck gewinnen, als ob es in Nieder
österreich keine erholungsbedürftigen Kinder
mehr gäbe, denn während im Abschnitt "Er
holungsfürsorge" um 450.000 S mehr einge
nommen wurden, wurden bei den Ausgaben
noch 12.000 S eingespart, so daß sich tatsäch
lich in diesem Abschnitt ein besseres Abschnei
den von mehr als 460.000 S ergibt. Das müßte
man den Müttern von erholungsbedürftigen
Kindern sagen, man müßte ihnen das zeigen,
weil man damit ,den Charakter der Landes
regierung aufzeigt, nämlich den Charakter,3'uf
Kosten der gesundheitsgefä'hrdeten Kinder zu
sparen und dadurch Iieber Kinder zugrunde
gehen zu lassen, als dort zu sparen, wo es
am Platze wäre, nämlich am Aufwand, der
vielerorts in der ,Landesverwaltung getrieben
wird.

Bei der allgemeinen Tendenz der Prote
gierung d,er faschisten in Österreich, die
immer deutlicher wird, wurde natürlich auch
bei den Op'fern des Faschismus gespart. Wär,e
etwas anderes zu erwarten gewesen? Hier wur·
den von dem 'Vorgesehenen Betrag für die Wirt
schaftsfürsorge von 200.000 S nur 70.000 S ver
ausg,abt, das heißt, daß fast zwei Dritt<el des Be
trages eingespart wurden. Es wurden also auf
Kosten der Opfer des faschismus ganz groß·
zügig Einsparungen vorgenommen.

Selbst im Abschnitt "Armenfürsorge" wurden
fast 10 Pro21ent des vmgesehenen Betrages ein
g,espart; auch hier wird immer wieder bei den
Ärmsten der Armen gespart! Es mög'e irgend
ein Redner der anderen Part,eien aufstehen und
zeigen, ,daß die anderen Kapitel und Abschnitte
die gleichen Einsparurrgen aufweisen. Darauf
wäre ich neugierig!

Auch für die "Kunst und Wissenschaft" ist
in Niederösterreich nicht sehr viel übrig, das
kommt immer wieder im Budget zum Ausdruck
und findet auch in diesem Rechnungsabs,chluß
seine neuerliche Bestätigung. Hier wurden allein

im Abschnitt "förderung des Musikwes'ens"
60.000 S, im Abschnitt "förderung des Theater
wesens" 53.000 S eingespalft. Der im Jahre
1949 beim Abschnitt "Förderung des Theater
wesens" eingesparte Betrag hätte, so glaube
ich, ausgereicht, um den Einstur,z der Sankt
Pöltner Theaterbühne zu verhindern. Aber ge
spart muß werden,allerdings immer an den
unrichtigen Stellen! Alle diese Einsparungen
gehen vor sich angesichts der Tatisaehe, daß
der Hauptsteuerträger des Landes die arbei·
tende Bevölkerung ist, daß also die Hauptlast
der steuerlichen Belastung auf den Rücken ,der
arbeitenden Bevölkerungahgewälzt wird.

Di,eser Rechnungsahschluß bestätigt - das
möc'hte ich nochmals wiederholen - das, was
wir bei den Budgetberatungen und bei ver
schiedenen Gesetzvorlagen immer wieder er
klärt haben, 'nämlich daß es notwendig ist, eine
Änderung unserer Wirtschafts- und finanz
politik in Niederösterreich herbeizuführen. Wenn
heute der Herr Landesrat Müllner hier gesagt
hat, daß ,di·eser Rechnungsabschluß für 1949
der Bundesregierung, insbesondere dem finanz
minister, zeigen soll, wie schlecht es um die
finanziellen Verhältnisse des Landes Nieder
österreich bestellt ist, dann sagt er das gleiche,
was wir seit Jahren immer wieder sagen; er
vergißt aber hinzuzufügen, daß es nicht ge
nügt, ,dem finanzminister und der Bundesregie
rung nur ein gedmC'kks Heft vorzulegen mit
Q'em Bemerken, da schaut euch an, wie schlecht
es um das Land Niederösterreich besteNt ist,
sondern hier muß die Landesregierung, wenn
sie ihrer Verpflichtung gegenüber dem Land
Niederösterreich gerecht werden will, mit ,aller
Kraft, mit aller Stärke um die finanzielle Bes
serung des Landes seitens des Bundes kämpfen.
Hier muß die Landesregierung immer wi'eder
den Landt:ag, ebenso die niederösteoreichische
Bevölkerung mobilisieren - wie das ja auch
andere Bundesländer tun ~, und gegen diese
Politik der Benachteiligung Niederösterreichs
- darauf beziehen sich ja die Ausführungen
des Herrn LandeSirates Müllner - Stellung
nehmen und eine Änderung dieser für unsere
Bevölkerung so verheerenden Politik verlangen.

Aus den angeführten Tatsachen, die ihre Be
gründung in den Zahlen des Rechnungsab
schlusses finden, sind wir nicht in der Lage,
diesem Rechnungsabschluß unsere Zustimmung
zu geben.

PRÄSIDENT: Ich unterbreche die Sitzung
bis 14 Uhr 45 Min.

(Unterbrechung delr Sitzung um 13 Uhr
35 Min.)

PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 14 Uhr 45 Min.): Zum Wort ge
langt Herr Präsident Wo nd I' a k.

T
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Abg. WONDRAK: Hoher Landrtag! Ich bin

der Meinung, daß ein Rechnungsabschluß kein
geeignetes Objekt ist, um große politische Re
den zu halten. Wir haben in der Vormittag
sitzung des Hohen Hauses eine Rede gehört,
die sich verhältnismäßig wenig mit dem eigent
lichen Rechnungsabschluß betaßt hat. Es
wurde uns wieder einmal erzä'hlt, daß an den
nicht besonders günstigen wirtschaftlichen Ver
hältnissen unseres Landes {ler Marshall-Plan
schuld sei. Wir haben ,dieses Argument schon
wiederholt gehört. Dazu läßt sich aber sagen,
daß ein Angument, ,das unnichtig ist, das aber
immer und immer wieder gebracht wird, trotz
dem nicht an Richtigkeit gewinnt. Die Wahlen
beweisen es ja immer wieder, daß dasöster
reichische Volk nicht der Meinung ist, daß
einzig und allein der Marshall-Plan und seine
Auswirkungen ,daran schuld sind, daß die wirt
schaftlichen Verhältnisse Niederösterreichs so
unbefriedigend sind. Wir glauben vielmehr, daß
an der Lage, in der sich dieses Land heute be
findet und die natürlich auch im Rechnungs
abschluß ihren Niederschlag finden muß, 'vor
allem die allgemeinen internationalen Span
nung'en schuld sind. Eine einzi,ge Tatsache
allein kann nicht dafür verantwortlich gemacht
werden, wenn wir in Zustände kommen, ,die
wir als unbefriedigend bezeichnen müssen.

Ich habe es daher auch nicht für glücklich
gehalten, daß der Herr finanzr,eferent, ich
möchte sagen, das Stichwort in der form ge
ge'ben hat, daß er sagte, die Wirtschaft in
unserem Land befände sich im Rückgang. Ich
bin vielmehr der Meinung, daß man eine der
artige Klassifizierung der Zustände, wie sie
jetzt von maßgebenden politischen funktionären
oft 'vorgenommen wird, doch nicht ohne weiteres
durchführen soll. Wenn das wirklich so sein
sollte, dann wäre es natürlich Aufgabe des
Hohen Landtages, der Bundesregierung in
einem Aufschrei vor Augen zu führen, daß es
wirklich nicht an,geht, daß gerade Niederöster
reich aus ,den Auswir!kungen der internaüonalen
Spannungen fast allein die Opfer tragen soll,
während in einer anderen fOTm das SchJ,agwort
vom goldenen Westen in Erscheinung tritt, und
zwar in ,der Weise, daß dort die öffentlichen
Körperschaften sich viel leichter arbeiten und
ihre Aufgaben viel besser erfüllen können als
wir hier im Osten Österreichs. Es ist meines
Erachtens eine sehr unliebsame und uns sehr
bedrückende Erscheinung - das ist unbestreit
bar -,daß das Land Niederösterreich in 'viel
facher Hinsicht vernachlässigt wurde.

Wenn hier von einem Redner gesagt worden
ist, daß die zweite Ursache der unbefriedigen
den Verhältnisse in unserem Land darin zu
suchen sei, daß der Bund seine Verpflichtungen

in bezug auf den Wiederaufbau nicht ,erfüllt,
so hat das gewiß seine Berechtigung. Ich ver
trete auch die Meinung, daß wir die for,derun~g

an den Bund, einen Beitrag für den Wieder
aufbau zu leisten, jetzt nicht schon von Haus
aus abschreihen sollen. leh glaube vielmehr, daß
gerade die Tatsache des ständigen Stei:gens der
Schuldenlast unser,es Landes, die, wie wir heute
vom Herrn finanzreferenten gehört haben, sich
in den' Jahren 1950 und 1951 noch steigern
wird, aufzeigt, daß die SchuMen fast ausschließ
lieh deswegen entstanden sind, weil für den
Wiederaufbau große Mittel aufgeweIltdet wer
den mußten. Ich glaube schon, daß es zweck
mäßig wäre, die Forderungen des Landes gegen
über dem Bund aufrechtzuerhalten, um auf
diese Art und Weise zu demons,frieren, daß eine
einseitige Behebung der Kriegsschäden durch
einzelne Bundesländer vom gesamtösterreichi
schen Standpunkt wirklich nicht gutgeheißen
werden kann.

Wenn wir es also auch für zweckmäßig
halten daß wir unsere Wünsche und For
derungen immer wieder an den Bund heran
tragen, so ,glaube ich doch, ,daß die Lage, in
der sich Niederösterreich befindet, durch die ge
samte internationale Situation geschaf:fen wor
den ist, wie ich es schon vorhin envähnt habe.

Wenn man von Steuerbelastungen spricht,
dann wäre dazu zu sagen, wir brauchten sicher
lichkeine Besatzungskostensteuer zahlen, wenn
wir den Staatslvertrag schon hMten. Die Sum
men, die für die Besatzungsmächte ausgegeben
weJ1den, würden wahrscheinlich ausreichen, um
manche wirtschaftliche Notwendigkeit in Nie
derösteneich zu erfüllen. Wir müssen auch
diese Dinge aufzeigen, weil es meines Er
achtens verfehlt wäre,ein politisch einseHig
gefärbtes Bild zu zeichnen, das zu den wirk
lichen !Dingen in Widerspruch steht.

Wenn .ich den Rechnungsaibschluß für das
Jahr 1949 selbst anschaue, muß ich sagen,
daß er im großen gesehen ein sehr günstiges
Bild wiedergibt und daß er den Mitgliedern
des Hohen Hauses technisch in einer ,guten
Verfassu:ng vorgelegt wird, was ja schon von
sämtlichen Rednern betont wurde. Er ist eben
das erfreuliche Spiegelbild der tatsächlichen
wirtschaftlichen Verhältnisse unseres La.ndes;
ein Spiegelbild zeigt einem oft Dinge, die man
sonst vieUeicht gerne übersehen würde. Wir
haben erfreulicherweise bei diesem Rechnungs
abschluß feststellen können, daß sowohl die
ordentliche als ,auch die außerordentliche Ge
barung durch ordentliche Einnahmen gedeckt
werden konnten, ein Umstand, der die Frage
aufwirft, ob man überhaupt dann noch von
einer auß,emrdentlichen Gebarung in diesem
Sinne sprechen kann.
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Ich hin auch der Meinung, daß der Rech
nungsahschluß nicht so .deuHich und 50 klar
den wirklichen Zustand der Landesfinanzen
widerspiegelt, wie er wirklich i.st. Wenn zu
dem 5chließlichen Ahgang aus allen drei Ge
barungsfO'nmen des Rechnungsahschlusses im
Betrag von ungefähr 15,5 Millionen Schilling
gesagt wird, daß dieser Betrag im Jahre 1951
durch laufende ·Einnahmen wieder aufgebracht
wird, so glaube ich, daß diese Art der Lösung
absolut nicht glücklich ist, denn in diesem Land
gäbe es noch so viel zu tun, -daß· man. meinen
sollte, daß man Abgänge, die bereits mehr als
ein Jahr zurückliegen, im Laufe -des jetzigen
finanzjahres nicht gut decken kann. Gewiß
wird 'Vom finanzreferenten eingewendet, man
möge doch bedenken, ·daß eine weitere Ver
schuldung des Landes nicht ·vom Vorteil ist,
weil der Annuitäkndienst für diese Schulden
auf Jahrzehnte hinaus eine ständige Belastung
bedeuten würde, die immer als Bleigewicht zu
empfinden wäre, wenn man den Notwendig
keiten der Zeit im Voranschlag 'Rechnung
triagen wollte. Ich gebe zu, daß dieses Argu
ment richtig ist, ich glaube aber, es ist einem
Rechnungsjahr zuviel zugemutet. wenn es den
Abgang eines früheren Ja-hres in der Höh~

von 15 Millionen Schilling, der nur dadurch
entstanden ist, weil außerordentliche Vorhaben
des Wiederaufbaues durchgeführt worden sind,
zur Abstattung bringen soH. iD<l\zU ikommt
noch, daß in den 'Vom finanzreferenten zum
Rechnungsabschluß gestellten Anträgen auch
die Zuführung eines Bet-rages von 7 Millionen
Schilling an die Rücklagen zur t·eilweisen He
deckung der außerorDentlichen Gebarung im
Jahre 1950 enthalten ist. Ich glaube, daß damit
dem einfachen Menschen von der Str,aße nicht
die Möglichkeit gegeben ist, klar zu sehen,
wie das Land Niederösterreich wirtschaftet.
Solche VorgrHfe in die Gebarung eines nächsten
Jahres tragen nicht zu einer vöHigen KlarsteI·
lung der jeweiligen finanzi'ellen Lage des Lan
des bei.

Wir bedauern es auch, daß mit einem der
gestellten Anträgezu'ill Rechnungsabschluß ein
Beschluß ,gefaßt werden soll, der dahin geht,
daß alle vorkommend'en ,Abweichungen vom
Voranschlag, also alle Überschreitungen des
Voranschla:ges 1949 jetzt im Mai 1951 zur
Kenntnis genommen und genehmigt werden
sollen. Ich billige ohneweiters jßder Verwaltung
zu, daß sie, wenn sie nicht in einem abstrakten
Zah1enbegriff erstarren will, die Möglichkeit
z'u so viel Wendigkeit haben muß, um den
verschiedenen, plötzlich aUlftreten!CLen Notwen
diglkei,t'en gerecht werden zu können. Diese Zu
billigung muß man unbedingt unterstreichen,
wir sind aber der Meinung, daß in dem Mo-

ment, wo eindeutig feststeht, daß die Voran
schlagsziffern nicht eingehalten werden können,
es Aufgabe des finanzreferates ist, sich die
Bewilligung des Landtages -zu den notwendigen
Überschreitungen einzuholen. Aus dem Budget
recht des Landtages entwickelt sich ja der Wert
des Landtages; es gereicht der Wertschätzung
des Hohen Hauses nicht ~um besten, wenn man
eineinhalb Jahre nachher einen solchen Sammel
beschluß faßt. Es würde sich hier die Frage
ergeben, ob man nicht eine gewisse Lenkung im
Aufgaihenbereich der Landesregierung in ·der
Weise vornehmen könnt·e, daß die Landesregie
r.ung schon nach Fesstellung der Abweichungen
vom Voranschlag den Landtag damit befassen
müßte. Unsere BiUe geht daher dahin, daß iillan
nicht erst zum Schluß, wenn der Rechnungs
abschl'uß bereits vorliegt, die Überschreitungen
dem Landtag zur Genehmiguillig vorlegt, SOITI

dern daß man schon zeitg,erecht, wenn man
nämlich die UnlvermeidliCh~eit der Überschrei
tung erkannt hat, um einen Nachtra!gskredit
beim Landtag ansucht.

Die gesamte finanzielle Situation des ,Landes
Niiederösterreich ist nicht als ganz ungünstig zu
bezeichnen. Eine bemerkenswerte ÄoußeIlUIng des
Herrn Fi:nanzre'f.erenten geht nun dahin, daß das
Land Niederösterre.ich 'Vom Geschrei der west-

I lichen Bundesländer nach der so:genannten Steuer
hoheit wesentlich abrückt. Wenn man die Vor
anschläge und die Rechnungsabschlüsse 'vor
1938 anschaut, dann weiß man, wie gering die
Steuerhoheit der Länder seinerzeit gewesen
ist und wie i5i'oh dilese ,steuerhoheit auf
einer ständig abgleitenden Linie befunden
hat. Wir sind der Meinung - ich gebe
da dem Herrn finaIlJzref.er'elliten recht -, daß
in einem ß.undesstaat, der klein und wirt
schaHlich schwach i,st, ein finanziieller Aus
gleichllJur in der Form erfolgen kann, wenn
aus einem gemeinsamen Topf g,eschöpft wird.
Der Umstand, daß Länder durch irgendwelche
Ereignisse, -die wir gar nicht beeinflussen
können - ich denke da nur an die Demar
kationslinien -, geschädigt sind, dürfen nicht
dazu benützt wer-den,um ohnehin günstig ge
stellte Bundesländer noch mehr zu begünstigen
und die Schwächeren noch schwächer zu
machen. Es ist daher richtig, wenn Nieder
österreich auf dem Standpunkt verharrt, daß
wir an der Verteilung von ,gemeinschaf.tlichen
Bundesabgaben in einem viel höheren Maß in
teressiert sind, als. nach der Steuerhoheit der
Länder zu rufen. Unter welchem Namen die
Aat,eile an allen Abgaben gezahlt werden,
welche das Land Niederösterreich braucht, wer
sie einhebt und in welcher form sie eingehoben
werden, ist für uns nicht 'Von wesentlicher Be
deutung. Aufgabe des Landes Niederösterreich
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bei den kommenden FinanzausgJeichsverha1nd
lungen wird es sein, so viel Einfluß zu ge
winnen, um seinen Anteil, den es zur wirt
schaftlichen Existenz braucht, zu bekommen.
leh gebe zu, daß Niederösterreich Extratouren
nicht tanzen kann. Eine gewisse ,fühlungnahme
und ein gewisser Gleichklang mit den übrigen
Bundesländern ist herzustellen, weH sonst bei
den Ausgleichsverhandlun1ge:ndie Position des
Bundes gestärkt werden würde, welche Stär
kung aber nur auf Kosten des Landes ginge.
Es ist sicherlich keine leichte Angelegenheit,
hier den richtigen Mittelweg zu finden, .der not
wendig ist, um die Interessen des Landes Nie
derösterreich wahrzuniehmen. Man kommt aber
zu dem Eindruck - das muß man ohneweiters
zugeben -, daß das L,and Niederösterreich,
wenn der Bund etwas zu vergeben hat, nicht
die Berücksichtigung findet, die seiner Struktur,
seiner großen Kriegsschäden sowie der 'Eigen
tümlichkeit seiner !ß'5völkerung, die durch Ab
wanderung, Verlagerung usw.charakterisiert
ist, restlos gerecht wil'd.

Wenn wir ·also di,esen Hechnungsabschluß
einer Revision unterziehen, so muß man sagen,
es ist das Äußerste unternommen, w,as sich tun
läßt. Ober die Ausgaben an sich könnte man
in manchen Fällen zweierlei ·Meinung sein. Wir
möchten nur den Wunsch aussprechen, daß in
aller Zukunft, bei Entschlüssen oder Entschei
aungen über Geldausgaiben, nur die wirtscharft
lichen Notwendigkeiten allein maßgebend sein
saUen. Weder kleinliche Bezir'ksinteressen noch
politische Interessen sollen hierbei den Vorrang
haben, obwohl ich mir ohneweiters ·darüber klar
bin, daß sich keiner von uns von diesen Ein
stellungen wird restlos freimachen können. Aber
immerhin sollen die Notwendigkeiten des Lan
des das Maßgebende sein, wenn weittmgende
finanzielle Entschlüsse gefaßt werden.

Wenn wir also ,für den Rechnun:gsabschluß
1949 stimmen, so tun wir das deshalb,' weil
wir aus dem, was uns der rRechnungsabschluß
heute offenbart, für ·die Gegenwart und für ·die
Zurkunft die richtigen Schlüsse ziehen. Diese
gehen dahin, daß wir.Freunde einer geol1dnet'en
und reinen Verwaltung sind, die am besten
aufr·echterhalten wird, wenn wir bestrebt sind,
unbeschadet um unsere persönliche politische
Einstellung, dem Land und der Bevölkerung
das zu geben, was sie brauchen, damit sie in
di·eser schweren Zeit bestehen können. (Beifall
bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Ahg. Zach.

Abg-. ZACH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren des Hohen Landtages! Herr Prä
sident W'Ondrak hat die Debatte über den Rech
nungsabschluß für das ] ahr 1949 bereits auf

ein gewisses :Ebenmaß zurüclkgeführt. Es ist
nämlich bei Rechnungsabschlüssen und VO'r
anschlägen so, daß die Zahlen das Hauptwort
darstellen, und die sind nüchtern und hart. Bei
solchen !Beratungen kommt es nicht so sehr auf
den Stimmaufwand, sondern auf die Beweis
kraft an. Es iiSt el1freulich, daß wir feststeHen
können, daß der Rechnungsabschluß für 1949
ein besseres Bild aufweist, als wiT aUe, wenn
wir ehrlich sind, ang;enommen haben. Denn
wenn wir wissen, welche düsteren Wollken ge
rade das ] ahr 1949 in wirtschaftlicher Be
ziehung umhangen haben, dann müssen wir
sagen: Seien wir frah, daß wir aus diesem
Jahre 1949 so her,ausgekO'mmen sind.

Es ist erft~eulich, daß die Finanz'verwaltung
von der Vollmacht,ein Darlehen aufzunehmen,
nicht ,zur Gänze Gebrauch gemacht hat. Denn
es ist eine alte Erfahrungstatsache, daß das
Schuldenmacben, im privaten wie im ö~fent

lichen Leben, ein,e leichte Sache ist, aber das
Zurückzahlen eine ganz schwere und harte
Aufgabe darstellt. Besonders dann muß man
sich ,davor hüten, wenn man überzeugt ist, daß
es eine sprunghafte Aufwärtsentwicklung im
wirtschaftlichen Leben unseres Landes so lange
nicht geben kann, als wir nicht von aUen Fes
seln, die uns umschlungen halten, beft~eit sind.
(Beifall bei der Volkspartei.)

Wir müssen daher wil1klich glücklich sein,
daß wir trotz aller Hemmungen einen ständigen
Fortschritt zu verzeichnen haben. Und darauf
kommt es an. Ich 19laube, unser Volk, wenn
es das auch nicht so ganz versteht, fühlt es,
welch großen Fortschritt wir trotz aller, sagen
wir gelinde, Miesmacher,ei seit dem Jahre 1945
zu Vierzeichnen haben. Ich denke 11IÜchan die
erste Sitzung des Hohen JLandtages nach dem
Zusammenbruch des "Dritten .Rekhes" in diesem
Haus. Wir konnten ja ursprünglich gar nicht
hier einziehen, weil es nicht einmal möglich
war, diesen Saal so zu heizen, daß wir es
selbst bei Anbehalten .des Wintermantels aus
gehalten häHen. Ich glaube, es ist notwendig,
daß wir unser Volk bei solchen Anlässen an
diese Gegebenheiten erinnern, denn es läß,t sich
ein hart'er Weg viel leichter fortsetzen, wenn
man weiß, er wird immer weni1ger steil, immer
weniger steinig werden. Dann geht man den
Weg weiter. Aber wenn jemandem .gesagt wird,
er habe jetzt fast seine letzten Kräfte ver
braucht und der letzte 'Rest des Weges werde
so unerhört beschwerlich sein, ·daß ,er das Ziel
nicht erreichen werde, dann sinkt dieser Mensch
zusammen. So ist es auch beim Volk Unsere
Aufgabe ist es daher, daß wir unserem Volk
Mut, Selbstvertrauen und Zuversicht einflößen.
Wir können ohne Oberhebung wohl sagen,
wenn wir noch zwei bis drei ],ahre uilIsepcn
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Weg in derseIhen Unbeirrtheit fortsetzen wie
bisher, dann werden wir so weit sein, daß wir
unser Volk bei größter Sparsamkeit so weit
gebracht haben wer,den, daß es sich selbst er
halten kann. Daran haben viele Menschen nicht
nur nachdem Jahre 1945 nicht geglaubt, son
dern auch nach dem ersten Weltkrieg haben
sehr viele Menschen nicht daran geglaubt, daß
unser Volk und Vaterland in der Lage sein
werden, sich selbst erhalten zu können.

Wir können ruhig sagen, daß sich das
Selbstvertrauen des österreichischen Volkes i11J
Vergleich zu dfifi Jahren 1921 bis 1924 sehr
gesteigert 'hat. Diese Aktivpost müssen wir bei
der Aufstellung der Voranschläge und Rech
nungsabschlüsse berücksichtigen, weil das nach
meinem Dafürhalten die wichHgste Voraus
setzunlg ist, um in Zukunft noch bessere Rech
nungsabschlüsseerzielen zu können.

Es ist sicherlich richtig, wenn der Herr
Finanzreferent gesagt hat, daß ehen nicht nur
im finanz'referenten, sondern in der ganzen Be..
völkerung von Niederösterreich zwei Seelen
wohnen. Es ist nun ,einmal so, daß jeder
Mensch und auch j-ede Körperschaft bestrebt
ist, möglichst viel aus eigenem zu wirken' und
nicht so sehr auf die Gaben und Unterstüt
zungen des andern angewiesen zu sein. Aber
die jetzige Zeit ist eben so, daß wir uns überall
anpassen und einfügen müssen.

Ich stimme hundertprozentlig auch mit dem
Herrn Abgeordneten DubO'vsky darin üherein
-- vom Herrn Präsidenten Wondrak habe ich
es ja schon gesagt -, daß es gilt, unsere ver
einten Kräfte einzusetzen, damit dem .Land
Niederösterreich auf dem Gebiete des Wieder
aufbaues mehr Gerechtigkeit zuteil wird, als es
in der Vergangenheit der fall gewesen ist.
Darin sind wir uns einig. Ich 'glaube, wenn
wir es hier nicht nur beim Wort bleiben lassen,
sondern Taten setzen, dann werden wir doch
zu dem Zustand kommen, daß das Land Nie
c1erösterreich bei Verteilung gewisser Zuschüsse
mehr berücksichtigt wird.

Wir wollen auch nicht sagen, der Wiederauf
bau ist Landessache, sondern wir wollen dabei
bleiben, daß der Wiederaufbau IBundessache ist.
Es wäre eine verfehlte Finanzpolitik, wenn wir
sag,en würden, ja, der Wiederaufbau ist Bun
dessache, machen wir nur weiter Schulden, der
Bund wird sie schon übernehmen. Das wäre
vollständig verfehlt. Wir müssen vielmehr un
sere Bemühungen fortsetzen, daß der Bund
ehen mehr leistet als bisher. Wenn auch das,
was das Land Niederösterreichauf den ver·
schiedensten Gebieten nicht nur in wirtschaft·
licher, 'Sondern auch in kultureller und sozialer
Beziehung geleistet hat, bekrittelt wird, dann
können wir trotzdem mit Stolz bekennen, daß

dies alles gl'oße Leistungen war,en, denn nicht
einmal in Zeiten einer wirtschaftlichen Hoch
konjunktur sind im Land Niederöst,erreich so
viele Schulen und andere Einrichtungen ge
schaffen worden wie in der jetzigen Zeit.

Warum denn unsere Leistungen immer nur
herabsetzen? Wenn wir aufzeigen, was alles
schon geschehen ist, dann wird eben die Last
sowohl von den Lohn- und Gehaltsempfängern
;3.1s auch von den Selbständigen leichter ge
tragen werden, weil hier. bleibende Werte durch
den Wiederaufbau geschafifen wurden. Wir sind
auf manchen Gebieten sog,ar über den nor
malen Wiederaufbau hinausgegangen und
haben moderne, schö'ne und gesündere Einrich
tungen geschaHen, als sie VO'f dem Kriege be
standen haben. Das ist also unsere erste Auf
gabe, die wir hi,er zu erfüllen haben..

Wenn nun zu ei'nigen Ausführungen des Herrn
Abgeordneten DubO'vsky 'Stellung genommen
we~den muß, so möchte ich einen Satz, den er
mit hesonderem Pathos vorgetragen 'hat, heraus
heben. Er hat gesagt: "Das ist eingetreten, was
wir immer gesagt haben." Er häHe aber sagen
sollen: "Das ist ein~etreten, was wir immer
sagen mußten oder immer sagen müssen!" Wir
verstehen diese Einstellung so, als wenn zum
Beispid ei'n Mann seiner farbe, der nicht so
sehr in seine Taktik und Prop,aganda einge
weiht ist, das so g,esagt und auch gemeint
hätte: "Wir sind nicht bereit, für diesen Staat
etwas zu leisten, denn unsere Zeit kommt erst
dann, wenn ,dieser Staat nicht mehr weiter
kann." Ja, meine sehr verehrtien Frauen und
Herren, ein solcher !Satz läßt uns tief blicken!
Also erst dann, wenn unser Volk in Not und
Elend geraten ist, wenn ,es s'eine freie Willens
bildung verloren hat, erst dann ist die Zeit
deranlieren gekommen! Wir sind der Mei
nung, daß wir so unserem Volk nicht dienen
können. Wir müssen 'vielmehr alle unsere Kräfte
einsletzen, um das zu verhindern. Wenn Sie (zur
Seite des Linksblocks gewendet) den jetzigen
Staat kapitalistisch nennen und für einen kapi
talistischen Staat nidHs geleistet werden darf,
dann müssen wir diesen Satzumkehre'n und
sagen: Wer für diesen Staat nichts leisten will,
der hat auch das Recht der Kritik an diesem
Staat verwirkt. (Lebhafter Beifall rechts.) Es
ist nun einmal so, daß diese zwei Dinge richtig
abg~grenzt werden müssen: Keine Leistung,
kein Mithestimmungsrecht und daher auch das
Recht der Kritik verwirkt ! (Neuerlicher Beifall
bei der Volkspartei.)

Wenn gesagt wurde, daß die Lohn- und
Preispakte Schuld daran seien, daß sich das
Realeinkommen des arbeitenden Volkes ständig
verringert hat, so frage ich, warum hat man
dann seinen ganzen Stolz dareingesetzt, nur
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recht viel Unruhe und Unzufriedenheit zu ver·
ursachen und Lohnforderungen - aber nicht
normale Lohnforderungen, denn diese sind ja
zu begrüßen - zu stellen? Es ist unbestritten,
alles ,das, was die Vertreter der Arbeiter in den
Kammern, im Gewerkschaftsbund auf Grund
von Ziffern und Tatsachen errechnet haben,
muß dem arbeitenden Volk gegeben werden. Von
gewisser Seite wurden aber möglich:st'hohe Lohn
forderungen gestellt, weil man glaubte, die
Wä'hlermassen werden dann nicht in Vierer-,
sondern in Zwanzigerreihen anmarschiert kom
men! Das ist gewiß nicht die richtige Politik,
um den arbeitenden Menschen zu helfen, weil
sie für die Bevölkerung nur eine Beunruhigung
bedeutet und jede Beunruhigung hat doch un
ausweichlich auch eine Beunruhigung der Wirt
schaft und daher eine Schädigung des arbei·
tenden Volk'es im Gefolge. Wenn man also weiß,
daß sich diese Dinge nicht zum Wohle der Ar·
beitel' auswirken, warum sind dann die Schritt·
macher nicht mit normalen, sondern mit Meilen·
stiefeln gekommen? Hoffentlich lernt man end
lich aus diesen Erfahrungen und sagt: Wir
werden in der Zukunft tracht.en, daß eine Be
ruhigung eintritt und daß nur die wirtschaft·
lichen Belange allein den Ausschlag für die
verschiedentliehen For:d·erungen geben.

Wenn ferner von einer stillen Inflation ge
sprochen wurde, dann ist dazu folgendes zu
sagen: W·enn man weiß, wie es mit der ge
samten WirtschaHskraft unseres Landes be
stellt ist, dann muß man eben diesen Dingen
Rechnung tragen. Man kann nicht auf der
einen Seite ständig Lohn- und Gehaltsfor
derungen stellen und auf der anderen Seite
sagen, ·der Umlauf der Banknoten dürf,e nich't
vermehrt werden.

Ich sage ganz offen und ehrlich, ,wir
wären glücklich, wenn wir auf alles verzicht'en
könnten, wenn man uns aber auch zugleich von
der :Bezahlung der Besatzungskosten entbinden
würde!

Wenn man über den Marshall-Plan schimpft,
dann sagen wir, mit ihm wird uns etwas ge
geben - unter welchen Voraussetzungen wollen
wir hier nicht näher u1.literstreichen -, aber
von den andern drei Besatzungsmächten wird
uns noch genommen! Ich möchte den normalen
Menschen kennen, der den lobt, der ihm etwas
nimmt und den beschimpH, der ihm etwas gibt.
(Lebhafte Zustimmung.) Wenn man sich also
über diese Ding·e so sehr erei'fert, dann sage
ich, wir kö'nlllten von aUen diesen Dingen längst
bef'reit sein.

Herr Präsident Wondrak hat es schon an
gedeutet, man möge trachten, daß man uns
endlich den Staatsvertrag gibt, denn dann wird
sich über alle diese Dinge in 'weitaus freierer

und offener Weise sprechen lassen. Man muß
also zuerst dort den Hebel ansetzen, wo man
(zur Seite des Linksblocks .f!:ewendet) selber
heHen kann. Ich habe schon einmal dem Herrn
Abgeordneten Dubovsky g,esagt, hier wäre der
Angelpunkt für seine Hilfe, vorausgesetzt, daß
er hierzu ermächtigt ist. Wenn es aher noch
nicht so weit ist, dann soll man auch von uns
nichts Unbilliges verlangen. Wir geben zu, daß
unsere Kräfte auf dies·em Gebiet sehr be
schränkt sind, wer aber über ,größere Kräfte
verfügt, der möge sie einsetzen.

Ich glaube da'her, daß es unser aller Be
streben sein muß, noch mehr Kräfte einzu
setzen, um unser Land wirklich :so behandelt
zu sehen, wie es dieses Land verdient, denn
die wirtschaftlichen VerhäI~nisse sind :stärker
als wir.

Auf die Ausführungen über die Steuern l

Preise usw. will ich jetzt nicht eingehen, weil
ich glaube, ich könnte dadurch die Atmosphäre
trüben. Ich weiß aber nicht, ob es zum Beispiel
der Herr Abgeordnete Dubovsky zuwege bringen
würde, inden ihm nahestehenden Betrieben die
gleichen Preise zu halten, wenn die Kohlenpreise
inzwischen auf das Doppelte angestiegen sind.
Es wäre gewiß sehr interessant, zu erfahren,
wie er dieses Rätsel lösen würde.

Wir wissen, welcher Alpdruck in wirtschaft·
licher und auch in seelischer Beziehung auf
uns allen lastet, daher können und müssen wir
unserem Volk zurufen: Du hast ,durch sechs
Jahre eine große Widerstandskraft, Mut und
Tapferkeit bewiesen,harre aus, liebes, treues
Volk von Niederösterreich, denn es ist immer
so im Leben, wei' die größten Gefahren mutig
bestanden hat, der wird sich auch in den Tagen
der Freiheit besser bewähren, als der andere,
der das Lasttragen nicht .gewohnt 'war. Wir
glauben daher in Niederösterreich, daß mit
dem Tage der Befreiung auch in wirtscha.ft
licher Beziehung ein solcher Aufschwung kom
men wird, der uns wieder zum führenden Land
unseres Vaterlandes machen wird. (Lebhafter
Beifall bei der Volkspartei.)

PHÄSIDENT: Die Redneriiste ist erschöpft.
Der Herr Berichterstatter 'hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. HILGARTH (Schluß
wort): Hoher Landtag! Auf Grund der ver
schiedenen Referate und der bereits i'm Finanz
ausschuß abgeführten Debatten verzichte ich
auf ein weiteres Schlußwort und bitte den
Herrn Vorsitzenden, die gestellten Anträge zum
RechnungsabschI uß 1949 zur Abstimmung zu
bringen.

PRÄSIDENT (Abstimmung): A n g e·
n 0 m m e n.
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Ich ersuche den Herrn AJbg. E t H n ger, die
Verhandlung zu Zahl 184 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. ETLINGEIR: Hohes
Haus! Ich habe die Ehre, namens des Ver
fassurugsausschusses über die Vorlage der Lan
desr,egierung, betreffend das Gesetz über die
Abänderung des Gesetzes VOIID 17. !Dezember
1925, LOB!. Nr. 164, über die Einhebung 'Von
Verwaltungsabgaben in der Landes-, Bezinks
und Gemeindeverwaltung in Niederösterreich,
zu berichten.

Im Hinblick auf die beabsichtigte Erhöhung
einzdner Tarifposten der Landesverwalttungs
abgaben wäre der im § 1 des Landesgesetzes
vom 17. Dezember 1925, LOB!. Nr. 164, über
die Einhebung ''Von Verwaltungsabgaben in der
Landes-, Bezinks- und Oemeindeverwaltung in
Niederösterreich, in der Fassurug des Landes
gesetzes vom 24. Juni 1948, LOB!. Nr. 27,
vorgesehene Höchstbetrag der VerwaHungs
abgabenansätzevon 1000 Sauf 1500 S zu
erhöhen.

Obwohl der Bund bereits mit Bundesgesetz
vom 4. februar 1948, BOB!. Nr. 49, den
Höchstbetrag der Bundes-Verwaltungsabgaben
ansätz·e mit 1500 S festgesetzt hat, nahm das
Land im Jahre 1948 infolge geringerer Ab
g.abenansätze nur einen Höchstbetrag von
1000 S an. Durch die nunmehr beabsichtigte
Erhöhung einzelner Abgabenansätze - der
Bund nahm eine solche mi,t Verordnung vom
19. September 1950, BOBL Nr. 195, vor
erweist sich der Höchstbetrag 'Von 1000 S als
zu gering.

In diesem Zusammenhang wäre auch zu be
merken, daß vor dem Jahre 1938 die vorge
seheJlten Höchstbeträge beim Bund und beim
Land Niederösterreich die gleichen waren.
Durch die nunmehr vorgeschlagene Erhöhung
wäre dieser Zustand wiederhergestdlt.

N amens des Verfassungsausschusses beehre
ich mich daher, den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der zuliegende Gesetzentwurf (siehe

Landesgesetz vom 17. Mai 1951) über die Ab
änderung des Gesetzes vom 17. Dezember 1925
LOB!. Nr. 164, über die Einhebung von Ver~
waltungsabgaben in der Landes-, Bezirks- und
Gemeindeverwaltung in Niederösterreich wird
genehmigt.

2. Die niederösterreichische Landesreaierun (J

. d b ,.., h
WlI' eauftragt, wegen Durchführung dieses
Gesetzesbeschlusses das Erforderliche zu ver
anlassen."

Ich bitte UIID Annahme dies,es Antrages.

ptRASIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort gelangt der Herr Abg. Du b 0 v s k y

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Schon
der vorhergegangene Antrag über den Rech
nungsabschluß hat Gelegenheit aehoten auf
d

· ,.., ,
Je zunehmende,i:mmer größer werdendte steuer-

liche Belastung ·der Bevölkerung hinzuweisen.
Diese Tatsache konnte mit keinem noch so
demagogischen Verdächtigungsversuch (Zwi
schenrufe bei der Volkspartei) abgeleugnet
werden Denn diese Tatsache findet im Rech
nungsabschluß selbst, in der Aufstellung der
Erträgnisse der einzelnen Jahre ihren Nie
derschlag. Diese zunehmende steuerliche 'Be
lastung hat ein so unerträgliches Ausmaß
angenommen, daß überall, wohin man kom
men mag, ob zu den Arbeitem üb zu den
kleineNJ Gewerbetreibenden, ob z~ den Klein
bauern, heftigst Klage über diese unlerträgliche
steuerliche .Belastung geführt wird.

,Es ist nicht so, wie vorher festzustellen ver
sucht wurde, daß niemand gerne Steuern be
zahlt und sozusagen aus di,es·em Orund gegen
die Steuern gesprochen wird. <Die Tatsache der
ständig schwerer werdenden Steuerlast ist es
vielmehr, die den berechtigten Unwillen der
Bevölkerung, hesündters der arheitendten Bevöl
k,erung, henvorruft, die sehen muß, daß ihr jeden
Monatsersten, jedes Wochenende, wo di'e Ge
halts- und Lohl1auszahlung statttfindet, die
Steuer pünktlich und genau auf Zehntel Gro
schen abgezogen wird, wä'hrend es ·den Unter
nehmern, den .Reichen möglich ist, selbst ihr
Steuerausmaß festzustellen und mit Hilfe so
genannter Steuerherater soIange 'her;umzlutüfteI<n
bis ihre Steuer das von ihnen :gewünschte Aus~
maß erreicht hat. Aber auch dieses ,von ihne'fJ
gewünschte Ausmaß an Steuern sind sie durch
aus nicht bereit zu bezahlen, sondern bleiben
es schuldig, wie der finanzminister selbst zu
geben mußte. Er hat bestätigt, daß bei der Ein
kommen-und Körperschaftssteuer allein 2 Mil
liarden Schilling Rückstände vorhanden sind.

tOer Unwille der Bevölkerung richtet sich in
ers.ter ~inie gegen die hohe direkte Best,euerung,
weIl sIe die sichtbare f or:m der Best,euerung
darstellt und jeder auf seiner Steuer'vorschrei
bung, auf seinem Lohnzettel sieht, welch hohe
St,euerner von seinem Verdienst abführen muß.

Aber weit gefährlicher für di,e arbeitende Be
völkerung ist, die ,form der indirekten Be
steuerung. Wir sehen, daß es gerade in der
Politik unserer Regierung liegt, diese zweite
form, di,e Form der unsichtbaren Besteuerung
immer stärker in Anwendung zu bringen. Von
jedem Bissen Brot muß Steupr bezahlt werden
ohne daß der Brotkäufer w;iß, aaßer Steue;
bezahlt. Von jedem Schuhdoppler muß Steuer
bezahlt werden, ohne daß es der Bezieher dieses
Schuhdopplers weiß, daß er St,euer bezahlen
muß. Von allem, was wir kaufen, "Von allem,
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was wir zum Leben benötigen, muß Steuer be
zahlt werden. Diese indirekten St'euern sind in
ilhrem Ausmaß weit höher als dlie direkten
Steuern. Es ist daher klar, daß die FOl'derungen
der Bevölkerung dahingehen, endlich eine
Steuerreform durchzuführen, nach welcher die
arbeitende Bevölkerung zur Steuerzahlung
weniger herangezo,gen wird, als jene, die dazu
in der Lage sind. Das ist durchaus berechtigt.
Das wird auch in Versammlungen und in der
Presse immer wieder erklärt. Allerdings ist
das al1es nur Theorie, die Praxis liegt aber
bei den gesetzgebenden Körperschaften. Hier
trennt sich dann die Praxis vO'n der Theorie.
Während sie dort gegen die steuerliche Be
lastung wettern, sind sie in den gesetzgebenden
Körperschaften durchaus für diese st'euerliche
Belastung. Auch bei dem vorliegenden Gesetz
ist es S'O, es stdlteinen weiteren Beweis da
für dar.

Das uns vorliegende Gesetz ist im Ausschuß
mit den Stimmen der heiden Koalitionsparteien
angenommen worden. Diese Verwaltungsab
gaben stellen auch eine ungerechte Besteuerung
der Bevölkerung dar, denn der Steuerzahler
bezahlt ja schon mit seiner Steuerleistung die
Leistungen des Staates, des Landes und der
Gemeinden. Es ist durchaus nicht einzusehen,
daß man noch separat bezahlen muß, wenn
man um eine StaatsbüI1gerschaft1: ansucht oder
irgmdeine Bestätigung erhalten will, oder eine
Bodenibeschau durchführen lassen wil1, 'Oder um
eine Vorführungsgenehmigung für einen Film
einreicht. Das ist durchaus nicht einzusehen,
denn ,der Staatsapparat wird ja schon aus ,den
normalen Steuereingängen bezahlt und dotiert.
Es wurde dabei im Ausschuß die Behauptunlg
aufgestellt, oder besser gesagt die Erklärung
abgegeben, daß das Land Niederüsterreich hier
nichts anderes tut, als sich an gegebene Tat
sachen ,der anderen 'Bundesländer anzugleichen.
Aber and,ere Bundesländer und der 'Bund selbst
heben bereits weit höhere Verwaltungsabgaben
ein und das Land Niederösterreich folgt hier
nur sozusagen nach. Wäre es nicht im Inter
esse ,der Bevölkerung besser, wenn wir alle
Kraft darauf anlegen würden, cl/aß die anderen
Bundesländer dem Beispiel des Landes Nieder
österreich folgen und ihre Abgaben im Inter
esse der Bevölkerung herabsetzen? Wir sehen
immer wieder und bekommen immer wieder
neue Beweise dafür, daß nur dort alles ange
glichen wird, wo es zmunglUl1!sten der Bevöl
kerung ist, und daß man nichts unternimmt,
um in irgendeiner form eine Angleichung
durchzuführ'en, die im Interesse der Bevöl
kerung gelegen ist.

Eine weit-ere Sache dies,er Gesetzvorlage ist
die, daß wie bei anderen tGes,etzvorlagen auch

hier der Landtag von der entscheidendsten Be
stimmung ,dieses Gesetzes ausgeschaltet werden
soll. Dem Landtag soll nämlich das Recht ent
wgen werden, die Höhe dieser Verwaltungs
ahgaben zu hestimmen; dieses Recht will wie
der einmal ,die Landesregierung selbstherrlich
für sich in Anspruch nehmen, um sozusagen
unter Ausschluß ,der Öffentlichkeit die entspre
chenden Maßnahmen zur Erhöhung der Ver
waltungsabgaben durchführen zu können. Ur
sprünglich war vorgesehen, daß gleichz,eitig
mit dieser Gesetzvorlage auch die Gebühren
vorla,ge dem Landtag zugehen soll. Aus dieser
geplanten Gebührenvorlage geht hervor, in
welchem Ausmaße diese Verwaltungsabgaben
erhoben werden sollen. Einzelne Verwaltungs
abgaben sollen bis über 300 Prozent erhöht
werden, und ,eine Reihe weiterer neuer Verwal
tungsabgaben soll eingeführt werden. Man hat
fast den Eindruck, daß jeder Zettel, ,den man
vom Gemeindeamt braucht, schon bezahlt wer
den muß, und zwar zi'cmlich hoch bezahlt wer
den muß. Diese ganze Gebührenverordnung
zeigt so richtig den Charakter der Landesregie
rung, zeigt so richtig, welcher Geist in der
Landesregierung herrscht. Während man 'bei
spielsweise die Verwaltungsabgabe für Vor
führungen von Dilettantentheatern und von
Laienspielbühnen um 100 Prozent IUnd jene
für die Vorführungsgenehmigung von filmen
um 250 Prozent erhöht sieht - beides Dinge,
die zur Zerstreuung und Erholung der arhei
tenden Bevölkerung dienen -, sucht man ver
geblich in dieser geplanten Gebührenverord
nung eine Erhöhung der Verwaltungsabgaben,
die die Besitzenden wirklich belastet. So ist
zwar das Vergnü:gen der Armen mit diesen er
höhten Verwaltungsabgaben besteuert, aber bei
spielsweise den Eigenljaigdbesitzern, den großen
Jagdherren, wird die Verwaltungsabgabe für
die Genehmigung der Ei,gellijagd in keiner
Weise erhöht. Klarer und eindeutiger als dies
in dieser Abgabenerhöhunlg zum Ausdruck
kommt, kann man es nicht zeigen, daß man
auf Koskn der arbeiteruden 'Bevölkerung immer
mehr h,erausholen will, wähl'end man die Be
sitzenden, die Reichen, möglichst verschonen
und ihnen womöglich noch irgendwelche Pri
vilegien zuschanzen will. Die Situation der Be
völkoerung ist heute so, daß sie keine noch 'So
geringe steuerliche Mehrbelastung mehr er
tragen kann, sondern daß vielmehr die Stim
mung in der Bevölkerung für Steuerherab
setzungen ist. Auch Sie selbst sprechen über
diese Notwendigkeit und Sie schreiben auch
in Ihren Zeitungen, wie die Stimmung in ,der
Bevölkerung ist. Heute ist nun Gelegenheit,
eine neuerliche, wenn auch vielleicht gering
fügige steuerliche ,Mehrbelastung der BevÖ'l-



kerung zu vel1hJindern. Di,ese Verwaltull/gs
abgabenel1höhung stellt nichts a1naeres dar als
eine Erhöhung der indimkten Besteuerung, die
im Interesse der Bevölkerung abgelehnt wef1den
muß!

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Hen
Abg. Dr. S te i n g ö tt e r.

Abg. Dr. ST,E'INGÖTT'ER: Hohes Haus!
Alle Politiker, die in der Verwaltung stehen,
wissen, daß bezüglich der Wertgrenzen, sei es
bei Verwaltungsabgaben, sei es bei Gebühren,
die von Gemeinden oder KOllporationen einge
hoben werden müssen, immer wieder von den
Verwaltern die Klage erhoben wird, daß es
immer eines ziemlich kostspieligen und lang·
wieri,gen Proz,esses bedarf, um diese Wert·
grenzen dem jeweiligen Wert des Geldes an
zugleichen. Die Gemeinden klagen immer wie- .
der darüber, daß es notwendig ist, 'eigene Lan·
desgesetze herauszubringen, um W,ertgrenz,en
zu ändern, je nachdem, ob der Geldwert steigt
oder fällt. Es würde wirklich notwendig sein,
sich im niederösterreichischen Landtag einmal
den Kopf darüber zu zerbr,echen, wie man es
durch ein Gesetz allen Körperschaften ermög
lichen könnte, entsprechend dem jeweiligen
Wert des Geldes die WertgI'enzen der Verwal
tungsabgaben und ,der sonstigen Gebühren
festzusetzen. Ein solches Gesetz wäre tatsäch·
lich eine Erleichterung in der Verwaltung,
Derzeit sind wir immer wieder gezwungen,
die Verwaltungsabgabensätze hinaufzusetzen,
wenn wir merken, daß sie in einem Gegensatz
zum Wert des Geldes stehen. Damm ist ,es auch
für unsere f raküon selbstverständlich, daß wir
diesem Gesetz di,e Zustimmung gehen.

Ganz etwas anderes ist es natürlich mit der
Handhabung der einzelnen Tarife. Wenn ich
auch nicht auf dem Standpunkt stehe, daß der
Landtag dazu berufen ist, alle einzelnen Tarüe
festzusetzen, sondern wenn wir schon nach
dem bestehenden Prinzip der Teilung der Ge
walten gewiß auch der Verwaltung es anheim
stellen, die entsprechenden Tarif.e festzusetzen,
so hat uns doch im Verfassungsausschuß die
Kenntnis der von den betreHenden Beamten be
antl1agten Tarife in einzelnen Posten etwas be
stürzt. Wir halben sonst immer wieder, und es ist
auch heute geschehen, zur Kenntnis nehmen
müssen, daß sich die Bürokratie des Landes
bemüht, wiJ.1klich so zu arbeiten, daß der Zweck
dieser Arbeit erfüllt wird. Es ist heute zum
Beispiel von allen Seiten dieses Hauses fest
gestellt worden, daß d1er Rechnungsabschluß
für das Jahr 1949 eine Arbeit darstellt, vor
der man nur HochachtUllIg haben kann, und 'von
d,er man sagen muß, daß die betreffenden
Beamten wirklich ihre Pflicht erfüllt haben.
Nachdem wir aber die beantmgten Tarifsätze

für die VerwaltungsabgJaben gesehen haben -
ich setze voraus, daß es sich nur um Ant,räge
handelt, undioh möchte die Landesr,egiemng
bitten, sich diese TarHe durchzus'ehen -, so
müssen die betreHenden Beamten schon ver
zeihen, wenn wir sagen, daß wir ihnen eine
gewisse Lebensfremdheit nachsagen müssen.
Es ist tatsächlich so, daß es nach diesen be
antragten Tadfsätzen, so wie es der Herr Ab.
geordnet,e Dubovsky vongehagen hat, ,im Lande
Niederösterrei'th der fall sein wird, daß zum
Beispiel die Totenbeschaugebühren erhöht wer
den, während derjenige, der nach dem be
kannten Lied "Ich schieß den Hirsch im wil
den forst, im tiefen Wald das 'Reh" einem Ver
gnügen nachgeht, das an sich kostspielig ist,
und das sich nur einer leisten 'wann, der die
entsprechenden Mittel hat, für dieses V:er
gnügen keine erhöhten Gebühren zu zahlen
braucht. Es ist befremdend gewesen, und es
waren schließlich, glaube ich, aluch die V'er
treter der Österreichischen Volkspartei einiger
maß'en überrascht, daß 'eine derarhge Unter
schi'edlichkeit hier aufgezeigt weveLen mußte.

Ich möchte also die Landesregierung er
suchen, sich diese Tarifsätzeanzusehen und
alle Unmö,glichkeiten, die im 20. Jahrhundert
eine Bevölkerung, die tatsächlich nicht auf
Rosen gebettet ist,nicht versteht, wirklich ab·
zuschaffen. Es geht nicht an, Jagdgebühren
nicht zu erhöhen, Gebühren jedoch, <die jeder,
auch der Ärmste leisten muß, zu erhöhen. Wir
ersuchen also die Lamdesregierunig, die Ge
bühren tatsächlich auf das richtige Maß zu
bringen und auch darauf zu achten, daß Be
amt'e, die ,derart wichtige Dinge bearbeiten 
wenn die Bevölikellung zahlen muß, so handelt
es sich eben 'um wichtige Dinge -, soviel
Kenntnis des wirklichen Lehens aufbringen,
daß man nkht so 'haarsträubende Sachen :zm
hören bekommt, wie es bei ,der Verlesung dieser
Tarife der fall ist. (Beifall bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. S ta n g I e r.

Abg. STANGLER: Hoher ,Landtag! Ich
möchte namens meiner fraktion ,auch kUl1Z zu
dem vorliegenden Gesetz Stel1ung beziehen. Es
ist vorerst kj,ar und eindeutigfestzust.ej,jen, daß
der Lanldtag bei den Verwaltungsabgaben,
wenn neue Tarifsätze f.estgesetzt werden müssen,
eine obere Orenze zu beschließen und die Lan
dasreg1iemug sich innerhalb dieser Grenze zu
bewegen hat. Mein Vorredner, der Herr Ab
geordnete 6teingötter, hat hier schon auf die
Wertgrenze im Verhältnis zum Wert des Geldes
hingewiesen. Es ist notwendig, bei festsetzung
einer Verwaltungsabgabe dem jeweiligen Wert
des Geldes Rechnung zu tragen. Das kann man
aber nicht mit Demagogie tun, sondern das
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muß man sachlich und nüchtern hehandeln.
Wenn der Hen Abgeordnete Dubovsky auf die
Überbesteuerung, .auf die Steuerlasten, die uns be
dnücken, hingewiesen und dann gesagt hat, daß
manche sich um die Steuer herumzudrücken
wissen, dann IOTUß ich lihm eigentlich r,echt
geben. kh kenne nämlich in Niedel'öst'erreich
eine ganze Reihe von Betrieben, die ihm wa'hr
scheinlichauch bekannt sind, und die in Öster·
r,eich keine Steuern zahlen. Mit diesen Be
trieben könnte er einmal seinen Vortm,g be
ginnen. (Ruf beim Linksblock: NEWAG!)
Ich muß feststellen, daß die NtEWA:Q an
Niederösteffieich keine Steuern zu zahlen hat.
Die NEWAG muß ihre Steuern nach Wien
en:trichten, weil sie ihren Sitz in Wien hat. Das
dürfte abeT dem Herrn Abgeordneten Dubovsky
nicht aufgefallen sein. (Zwischenrufe beim
Linksblock.) Ich habe überhaupt den Eindruck,
daß der Herr Abgeordnete Dubovsky, weil es
ihm an Überzeugungserfol~n bei der Bevöl
kerung sehr man.gelt, jetzt versucht, dem Land
tag von seinen Ideen zu überzeugen. (Ruf beim
Linksblock: Darum habt Ihr Stimmen ver
loren!) Ich glaube 'Wohl, ,daß der Abgeordnete
Dubovsky in diesem Haus gEnau so wenig Er
folg haben wird, wie draußen in der Bevöl
kerung. Obwohl er draußen schon durch Jahr"
hindurch bekannt 'ist, hat er trotz,dem noch
keinerlei Erfolg gehabt. Ja, es gab sogaT beim
Pfingsttreffen, 'Wie man beim A1ufmarsch in
Wien gesehen hat, einen Schwund von Auf
marschteilnehmern bis zu 35.000. (Zwischen
rufe beim Linksblock.) Anderseits möchte ich
darauf hinweisen, daß anscheinend gerade die
Mitglieder der Kommunistischen Padei über
eine sehr hohe St,euenkraft veflfügen müssen,
da sie immer wieder die Gelder une! Mittel
ber,eit haben und aufbringen, um am laufenden
Band Aufmärsche und große Treffen bezahlen
zu können. Ich nehme j.a an, daß das ihre
ei;genen Gelder sind und keine anderen Gelder,
die sie von irgendwo herbekommen. Das ist De
magogie, wenn man in der ersten Rede höhere
LeistUngen fordert und gleich darauf in einer
zweiten Rede weniger Abgaben verlangt. Das
istein Widerspruch. (Rufe beim Linksblock:
Nein!) Wenn man mehrfol1dert, muß man
auch die Möglichk1eit scha'ffen, durch entspre
chend höhere Steuern mehr leisten zu können.
(Abg. Dubovsky: Weg mit den Profiten!)

leh möchte gleich auf die großen Pro'fite zu
rückkommen. Sie (zur Seite des Linksblocks ge
wendet) haben ja 'vorhin wieder die kapita
listische Wirtschaftsordnung an,g,ezogen, bei der
angeblich jeder ohne Rücksicht auf die Al1ge
meinheit nur an seinen Vorteil denkt. Ich kenne
in Niederöst1erreich 'Wohl eine Reihe von Groß.
betrieben, die in erster Unj,e an ihre eigenen

Vor~iJ,e denken und nicht im lnteres,se der ge
samten Bevölkerung unseres Landes harrdein.
Bei di,esen Betriehen wenden iSie, Her,r Abgeord
neter Dubov'sky, einmal Ihre Überzeugungs
ulnd Überredungskunst an und erbringen Sie
einmal den Beweis, daß Sie imstande sind,an·
dere von der Richtigkeit Ihrer Ausführungen
zu üiberzeugen! (Ab. Dubovsky: Das muß die
Regierung machen!)

Ich möchte nun zum :Gesetz selber noch
sa;gen, -daß es für meine fraktion eine Selbst
verständlichkeit ist, diesem Gesetz die ZusNm
mung zu geben. Wir hahen aber auch den
Wunsch, daß d'i,e Landesreg,iemng bei der Er
stel1ung der Tarife gröme Obsor:ge walten
läßt und die einzelnen Tarifposten nochmals
überprüft,ob sie den tatsächlichen Notwendig·
keitenentsprechen.

:Ich 'habe schon im Ausschuß darauf hinige
wi'es'en, daß es unser besonderer Wunsch 'ist,
der Kulturarbeit im Lande, vor allem j,ener
der Jugend, keine besonderen Schwierig/keiten
durch besonders hohe Verwaltungsabga1ben zu
bereiten. Das 'gilt vor allem für iDilettant'enauf
führungen, für die Vorführung von K ultm
und Lehrfilmen, IUlne! vor allem auch für Sport
veranstaltungen. loh möchte von dieser SteHe
aus einen Appell an die Mitglieder der Lan·
desregierung richten, jene Tarife, die die Kul
turarbeit und den Sport betreUen, nicht zu
erhöhen, sondern auf der bisherigen Höhe zu
belass1en, um lunserer sporttr:eibenden, kultur.
treibenden und kulturschaHenden Jugend die
Möglichkeit zu geben, sich ohne besondere Be
lastung der Pflege der Kultur und des Sportes
hinzugeben.

Z,ur frage, die der Herr Abgeordnete Doktor
Steingötterangeschnitten hat, nämlioh, daß die
Tarifsätze für die Jagdg,ebühren gleichgeblie
ben sind, möchte ich nur eines sagen. Ich weiß,
daß es in ,einer 'Reihe von Gemeinden Igerade
die sozialilSüschen Vertreter gewesen. sind, die
dagegen waren, daß diese Gebühr,en erhöht
werden, damit ja dem kleinen Mann die Jagd
oder Fischerei 'ermöglioht wird. (Landeshaupt
mannstellvertrete:r Popp: Namen nennen!)
Man darf auch hier keine Doppelmoral zeigen.
(Landeshauptmannstellvertreter Popp: Namen
nennen! - Mit diesen allgemeinen Pauschal.
verdächtigungen bleiben Sie zu Hause!) Hier
werden Sie (zu Lamleshauptmannstellvertreter
Popp gewendet) nicht kommandieren, Sie kön
nen die Redefreiheit, wonach jeder Abgeordnete
das s.agen kann, was er weiß und was er wi,JJ,
nicht umbringen. Wenn Sie sich dal1über noch
so sehr aufregen, werde ich trotzdem das
sagen, was ic'h will. (Landeshauptmannstell
vertreter Popp: Sie haben von Gemeinden und
Gemeinde vertretern gesprochen!)
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Ich darf noch einmal anführe'n, daß es auch
unsere Meinung ist - und da deoken wir uns
mit Ihrer Meinung -, daß die gesamten Tarif·
sätze noch einer Überprüfung bedürfen und ,daß
sie wirklich nach allen Richtungen hin unter·
sucht werden müssen, ob sie der Leistungs
fähilg'keit der Betroffenen entsprechen. Nur so
werden wir auch in dieser Frage zu einer Lö·
sunlg kommen, die sowohl den Erfor,dernissen
des Landes als auch der Leist'ung,sfähigkeit de,'
'Bevölkerung Rechnung trägt.

In diesem Sinne richte ich meinen Appell an
die Landesregierung und gebe bekannt, daß
die Österreichische Volklspartei dem Oesetzent
wur,f sel,bst'verständlich die Zustimmung geben
wird. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:
"Und bleibe den Wahrheitsbeweis meiner Be
hauptungen schuldig.")

PRÄSIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft,
der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichter,statter Abg. ETLINOER (Schluf!
wort): Hohes Haus! Alle Redner haben zu der
vorliegenden üesetzvorlage ausführlich Stel
l,ung genommen. Ich wiederhole daher nur die
Bitte, der Hohe Landtag wolle der Vorlage
seine Zustimmung Igeben.

PRÄSIDENT: (nach Abstimmung über den
Wortlaut des Gesetzes, Titel und Eingang des
Gesetzes und das Gesetz als Ganzes sowie über
den Antrag des Verfassungsausschusses): An·
gen 0 mm eu.

Ich ersuche den Herrn Albg. So dom k a, die
Verhandl'umg zur Zahl 187 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. SODOMKA: Ich hab"
namerus des Verfassungsausschusses über die
Vorlage der Landesregjer-ung, betre'fifend das
Gesetz über den Schutz lund die Pflege der
Natur (Naturschutzgesetz) zu berichten.

Ich habe mich schon anläßlich der Bludget·
beratung des langen und breiten mit dieser
ganzen Materie beschäftilgt und schon damal's
die Forderung erhoben, die ,Landesregierung
möge dem Hohen Haus einen Gesetzentwurf
vorlegen, daß endlich einmal aUf dem Gebiete
des Natur- und Pflanzenschut,zes ein einheit
liches und für alle verständliches Oesetzwerl\
vorgelegt wird.

Die Landesregierung hat nun im Hohe;]
Haus eine diesbezügliche Vorlage eingebracht,
und der Verfassung'sausschuß hat sich mit
dieser Gesetzvorlage eingehend beschäftigt. Er
hat sie ohne Änderungen angenommen und da·
her el1übrigt es sic'h, auf die Bestimmungen
dieses Gesetzes hier noch näher einz'ugehen.

Der AntTag des Verfassungsausschusses
lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der zuliegende Gesetzentwur'f (siehe Lan·

desgesetiz vom 17. Mai 1951) über den Schutz
und die Pflege der Natur (Naturschutzgesetz)
wird genehmigt.

2. Die Landesregienung Willd beauftragt,
wegen Durchführung dieses Gesetzbeschl,U'sses
das Erforderliche zu veranlassen."

PIRÄiSIDENT: Es liegt keine Wortmeldung
vor. Wir kommen zur Ahshmmung. (Nach Ab
stimmung über den Wortlaut des Gesetzes,
Titel und Eingang des Gesetzes und das Ge
setz als Ganzes sowie über den Antrag de5
Verfassuugsausschusses): An gen 0 m me n.

Dals Haus gelangt nun zur Beratung des
Dringlichkeitsantrages der Abgeordneten Out·
scher, MiHterhauser, Schmalzbauer, Tesar, Et·
linger, Dr. Haherzettl, Marchsteiner, Endl,
B.achinger, Fehringer, Wallig, Schöberl, Hil·
garth, NagI, Dienbauer, Zeyer, Ernecker und
Genossen, betreffend Maßnahmen zur Behehung
der Hochwasser- und Unwdterschäden im Land
Niederösterreich.

Zur BegTündung der Dringlichkeit erteile ich
dem ersten AntragJsteller, Herrn Abg. 0 u t
s ch e r, das Wort.

A,bg. OUT'SCHEH: Hohes Haus! In den
fnühen Morgenstunden des 11. Mai durchdrang
vieIe niederästerreichische Orte Sirenenge
heul, Olookenlgeläute,Hochwasseralarm! In
nerhalb weniger Stunden wlur,den sonst Iganz
harmlose Bächlein zu reißenden Strömen.

PRÄSID ENT (unterbrechend): Die Dring·
lichkeit ist in kürzester Form zu begründen!

Abg. OUTSCHER (fortfahrend): Durch
diese Hochwässer sind in vielen Orten Ni,eder
österreichs Katastrophen eingetreten, die uns
veranlassen, im heutigen Landtag einen Dring
lichkeitsantrag einzubringen.

Ich bitte um die Zuerkennung der Dring
lichkeit.

PRÄS IDENT (nach Abstimmung über die
Dringlichkeit): A n .g e n 0 m me n.

Ich ersuche den Herrn Antragsteller, nun·
mehr zum Meritum des Antrages zu berichten,

Abg. GUTSCHER : rDie ,Anfang Mai dieses
Jahres niedergegangenen Hagelschläge sowie
die anhaltenden Regenfälle 'Ül: der Woche vor
Pfingsten ,führten in vielen B·ezlirken des Lan
dies NiederöSlterreich und in den Randgemein
den zu katasrtropha'len Überschwemmungen und
verursachten schwerste Schäden in einem nie
dagewesenen Ausmaß. Durch die anfallenden
\Vassermassen wurde auf zahlreichen Bundes
und Landesstraßen der Verkehrunt<erhrochen, \
große Kulturflächen wurden überschwemmt
und so der Landwirtschaft größter Schaden
zugefügt. In vielen Gemeinden mußten wäh-

I rend des Hochwassers Häuser evakuiert wer
den. Andernorts wurden Brücken von hoch-
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gehenden fluten weggerissen, Dämme und
Uferhruchverhauungen durchbrochen und weg
gespült. An zahlreichen Wass,erhausteUen
wurde ,die mühevolle Arbdt vieler Monate
vernichtet.

Anerkannt muß werden, daß imsbesonJdere un
sere freiwilligen Feuerwehren, aber auch die
gesamte Bevölikerungin di'esen Stunden der
Not und Gefahr in selbstloser Weise Über·
menschliches leisteten.

Ich stelle daher den iDringHchikeilts3ntrag
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird ,auf'gefordert, dir

entstandenen Schäden raschest feststellen zu
lassen und dCIl! durch Hagel ,und Hochwasser
Geschädigten ehestems wirksame Hil'fe zu
bringen."

Als Berichterstatter möchte ich noch ,die
Bitte anschHeßen, daß die Hilfe wil1klich rasch
gegeben wird, und zwar deswegen, weil hier
in diesem fallmsche Hilfe doppelte Hi1'fe ist.

Unter den JBetroffenen gibt es Leute, die
weder Möbel noch Fußböden in ihren Wohn·
räumen haben. Viele Hunderte Joch Aokerland
s'ind heute noch überflutet und die Bäche haben
sich diurch die felder einen eig,enen: Weg ge
sucht.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, über den
Dninglichkeits'antrag die Debatte zu epöffnen.

PRÄiSIDENT: Nachdem zwei Dringlich·
keitsanträge vorliegen, die den gleichen Zweck
verfolgen, möchte ich - die Zustimmung des
Hohen Hauses voraussetzend - die Debatt<1
unter einem aMühren (Nach einer Pause.) Da
keine 'Eiruwenldung erhoben wird, bitte ich den
Herrn Abg. Dr. Steinlg'ötter, zunächst über
die Zuerkennung der Dringlich1keit des zweiten
Dringlichkeitsantrages der Herren Abgeord
neten Dr. Steingötter, Nimetz, Eckhardt, Won'
drak, Gerhartl, Czerny und 'Genossen, betref·
fend Sofortmaßnahmen zur Behebung der für
die Hochwasserkatashophe verursachten Schä
den, zu berichten.

Zur IBegründung der Dringlichkeit ert'eile ich
dem ersten Antragsteller, Herrn Abg. Doktor
S te i n g ö t te r, das Wort.

Abg. Dr.ST,EINOÖTTEiR: Hohes Haus!
Der Umfang ,der Hochw3'sserschäden ist der
arhg, daß er eine sofortige Hilfeleistung not·
wendig macht. Ich bitte deswegen, dem Antrag
die Dringlichkeit zuzluerkennen.

PRÄSIDENT (Abstimmung): A n g e-
no m me n.

leh bitte Herrn Abg. Dr. S t ein g ö t t e r,
als Berichterstatter zum Meritum zu sprechen.

Berichterstatter Abg. Dr. STEINGöTTEH:
Hohes Haus! Man muß bis auf das Jahr 1921
zurückgehen, um sich an ein deraTtig ,großes

Hochwasser zu erinnern, wie es in der Nacht
vom Donnerstag, den 10., auf freitag, den
11. Mai, plötzlich über Niederösterreich ge
kommen ist. E,s haben sich sicher z;ahlreiche
Abgeordnete den Umfang der Schäden .ange
sehen. Ich selbst habe mich nach einer IBesich
tigung der Schäden in St. Pölten sofort 3uf,ge
macht, um mir über den Umfang der Schäden
im Pielachtal, Perschlingtal und vor allem im
Traisentalaus eigener Wahrnehmung ein Bild
zu machen. Wenn man nach so vielen
Jahren - wir müssen bis in unsere Jugend
zupückdenken - Orte, wie Böheimkirchen, vom
Wa,sser bedeckt sieht, wenn man zum !Beispiel
in Traismaluer wahrnehmel1l mußte, wie es dort
nur unter Einsatz aller Kräfte, sowohl der
Feuerwehr als auch der Bevölkerung, gelang,
die Bedrohten z'u reHen, wenn man gesehen hat,
wie die Brücken unter dem Anprall des Was
s'ers deutlich z'itterten, ja so,gar weggeschwemmt
wurden, dann kann man sich auch vÜ'fstellen,
wie groß ,die Schäden der Bevölkerul1lgan Hab
und Out sind, vor allem aber die flupschäden,
die dieses Hochwass'er verursachte.

OT'gane der Landesverwaltung haben bereits
versucht, sich einen Üherblick über das A,us
maß der Schäden und über die notwendigen
Summen, die die Beseitigung die1ser Schäden er·
fopdert, zu verschaffen. Es liegen 'uns bereits
Zahlen vor, die zum Beispiel besagen, daß
nach einer vorläufigen Schätzlung allein an
Bl1ückenmaterial ein Schaden von über 6 Mil
lionen Schilling verursacht wurde, weiter, daß
Uferschutzbauterr notwendig sein werden, die
wa'hrscheinlich bis in die 10 Millionen Schilling
kosten werden, ja, es gibt Beamte, die nach
einem Überbliok über die Schäden s<ich äußerten,
daß der Gesamtsehaden, den d'i,eses .Hochwasser
ver,ursachte, mindestens 40 bis 50 Millionen
Schilling betragen wird.

Wertvolle Ufersühutzbauten, wertvolle Wild·
bachverbauungen sind zerstört. Auf dem Oe
biet des Kamptalwerkes sind auch große Schä·
den verursacht worden. An der Traisen, deren
Regulierung in der Strecke 'VQln 6t.1PöHen bis Pot
tenhrunn nur dann wir1klich endgültig erledigt
werden kann, wenn die schon von früheren
Hochwassern bestehenden Schäden in Ratzers
dorf beseitigt sind, sind sämtliche bisherigen
Sa,uten wieder weggeschwemmt worden, so daß
dort sozusa'gen wieder von vorn begonnen wer·
den muß.

Vor allem natürlich wird a,uch die Landwirt
schaft am meisten über groge Beeinträch
tigungen der heurigen Ernte e;u klagen haben.

Wir sehen ja bei unseren täglichen Fahrten,
daß nicht einmal jetzt noch das Wasser von
vielen feldern vollkommen veJ:1schwunden list
Info,lgedessen ist es notwendig, daß wir allen



Betroffenen möglichst bald helfen. Wir müssen
uns vor allem auch natürlich an den Bund wen·
den, weil ja bei solchen Katastrophen selbst·
verständlich die Hilfe des Bundes notwendig
ist. Wir haben 'uns daher entschlossen, den An·
trag zu stelIen (liest):

Der Hohe Landtag möge beschließen:
,,1. Die ,Landesregierrung wird aufgefordert,

die zuständigen LaThdesbauämt'er anzuweis'en,
zur feststeIliung der durch die Unwetterkata
st'rophe hervorgerufenen Elementarschäden an
Straßen,Brücken, Wohnbauten, Flußbauten
und fllurschäden sofortige Erhebungen durch
zuführen.

2. Die LaThdesregierung wird aufgefordert,
dem niederösterreichischen Landtag ehestens
eine Vorlage, betreffend die Bewilligung eines
Nachtragskredites zur Behebung der Elemen
tarschäden, zur Beratung und Beschlußfass.ung
vorzulegen.

3. Die 'Landesregierung wird alufgefordert,
bei der Bundesregierung 'Vorstellig zu werden,
und hei ihr einen Antrag auf Bereitstellung
von BundesmiUeln zur Behebung ,der Demen
tarschäden einzubringen."

Ich bitte, diesen Antrag z'um B,eschluß zu
erheben.

(2. Präsident übernimmt den Vorsitz.)
2. PRÄSIDENT: Ich eröffne über beide An

träge die Diskussion.
Abg. franz MÜLLNER: Hoher Landtag!

Nach der Lawinenkatastrophe der jüngsten
Zeit hat 'unser Vaterland durch die Hüchwas
serkatastrophe wieder ein neues Ung'lück ge
troffen. Am Pfingstmontag habe ich das fluß
gebiet der Melk bereist, dort sind weit über
1000 Joch unter Wasser gewesen. Der ganze
bisherige Ausbau der Melkflußreglulierung ist
über Nacht zerstört und mehr als 5 Kubik
kilometer Er,de sind durch den Dammbweh
weggeschwemmt worden. Es konnte derzeit be
reits ein Mindestschaden von 1 Million Schil
lIng festgestellt werden. Ich kann nicht be
greifen, daß man jedes Jahr für die Trocken
legung von Sümpfen und die Gewinnung von
Neuland Millionenbeträge auswirft, während
man auf der andern Seite durch den Nichtaus
bau von flußregulierungen hunderte Joch
besten Ackerlandes preisgibt. Ich bin der Mei
nung, wenn man diese Geldmittel zusammen
legen und für die Regulierung verwenden
würde, so wäre das viel besser, als die Trok-
kenlelgung von Sümpfen zu for~ieren. .

Ich bitte die Hohe LandesregIerung, dIesem
hart und schwer geprüften Gebiet zur Seite zu
stehen und die ungeheure Not lindern zu heHen.
(Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Wen ger.

Abg. WENGER: Hoher Landtag! Ich kann
nur sagen, daß durch di~ Hochwasserikata
strophe in der unmittelbaren Umgebung Wiens,
im Bezirk Purkersdorf-Ma,uerbach, beträcht
liche Schäden angerichtet wurden. Ich muß
feststellen, daß die iln normalen Zeiten harm
[asen Bächlein zu reißenden Strömen gewor
den sind und die Anrainer dieser Bäche aufs
schwerste bedroht warell. Es wurde ihnen be
trächtlicher Schaden zugefügt.

Heute liegen uns zwei Anträge vor, die sich .
mit raschen HiHsmaßnahmen für die betref
fenden Gemeinden, aber auch für die hetrof
fenen Menschen befassen. Ich gla1ube, daß es
zweckmäßig ist, in diesem Zusammenhang dar
auf hinzuweisen, daß rasche Hilfe unter aUen
Umständen, so wie es ein Vorredner bereits
gesagt hat, doppelte Hilfe bedeutet. Es list not
wendig, hier unmittelbar zu helfen, denn es hat
ein seltsames Empfinden in jedem erweckt, der
die Menschen fassungslos vor den Trümmern
ihrer Habe gesehen hat und Z1Usehen mußte,
wie aus Wohnungsfenstern und Türen Eimich
tungsgegenstände, Bettzeug und ähnliches her
ausgeschwommen sind und vernichtet wurden.
Es wäre wohl bequem, ein Gesetz zu schaffen
- im Zusammenhang mit den Wasserrechts
angelegenheiten -, nach welchem sich die An
rainer solcher Wasserläufe bei derartigen Ge
fahl'en in erster Linie selbst zu schützen
hätten. Die Iiochwasserkatastrophe hat aber
ein derartiges Ausmaß angenommen, daß
Selbstschutzmaßna'hmen bei weitem nicht aus
reichen, um den Betroffenen auch nur einiger
maßen zu heHen. Ich gla1ube, daß auch die
Gemeinden allein nicht imstande sein werden,
die Schäden aus eigenen Mitteln zu deoken
Es ergibt sich daher die gleiche Situation, wie
anläßlich der Lawinenkatastrophen im heu
rigen Winter, wo größere Kräfte eingreifen
müssen, um den betroffenen Menschen wenig
skns einigermaßen das zu ers-etzen, was sie
durch die Katastrophen verloren haben.

Wir bitten also, daß die Landesregierung
diese Notwendigkeit erkennt und den Erforder
nissen in irgendeinerform raschestens Rech
nung trägt. Es müssen entsprechende Mittel
flüssi'g gemacht werden, damit eine Wieder
holung einer solchen Katastrophe unmöglich
lind den Betroffenen Hilfe gebracht wird.

Ich darf bei dieser Gelegen:heit darauf hin
weisen, daß der Österreichische Gewerkschafts
bund für seine Angehörigen bereits einen Be
trag von 200.000 S gespendet lund daß auch
die Arbeiterkammer eine großzügüge Spende ge
währt hat, so -daß den BetroHwen wenigstens
eine teilweise Hilfe gebracht wird. In Anbe
tracht der Größe des Unglücks läßt sich aber

T

1..



LWllIclitag 'Vion Ni1ooleJrölSltlermildh. N. Session d.le1r V. WlalhilrperiJoidJe. 16. Sililzung am 17. Mari 1951. 381T
ermessen, daß diese Mittel nUr einen Tropfen
auf einen heißen Stein darstellen.

Ich bitte das Hohe Haus, mitzuwirken, daß
die notwendigen Mittel in 'einem 'entsprechen
den Ausmaß zur Verfügung gestellt werden,
damit die FoIgen dieser Katastrophe eini'ger
maßren beseitigt werden können. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. S t an g I e r.

Abg. STANGLER: Hohes Haus! Schon von,
den Herren Vorrednern ist darauf hingewiesen
worden, welch große Verheerungen die letzten
Hochwässer in Niederösterreichanrichteten.
Ich möchte mir erlauben, Ihnen nur beispiels
weis,e aus dI1ei IBezirken aufzuzeigen, welche
Schäden in weni1gen Stunden entstanden sind
und wie notwendig eine rasche Hilfe ist. Ich
spreche über die Bezirke St. PöHen, Tulln und
Melk

FII'urschäden rund bedeutende Vermurungen
entstanden durch große Überschwemmungen im
Gebiet iBöh'eimk,irchen, ]<eutendorf und Kapelln,
wo ,gleichzeitig die Bundesstraße durch die
Überschwemmung ,unterbrochen war. BriÜcken
schäden wurden besonders durch die Tulln ver
ursacht; dahei ist besonders tragisch, daß auf
der Strecke von Asperhofen bis Abstetten
allein fünf Holzbrücken weggerissen worden
sind, wodurch die Verbindungen zu den ein
zelnen feldern der dort ansäs,si'gen Bauern
nicht mehr möglich sind. Eine 'Brücke wurde
in Böheimkirchen, zwei Brücken bei Wei'sching
weggerissen. Durch Uferbrüche der Perschling
in Perers:dorf bei Py:hta sind die Regu!lierungs
arbeiten, die vom Wasserbauamt durchgeführt
und fast beendet waren, voUständi'g zerstört
worden, so daß die Arbeit Ivon neU'em begonnen
werden muß. Die HeguHerungsarbeiten an ,der
Pielach bei Pielachhaag, die ebenfalls fast voll
endet waren, wurden zerstört, wodurch über
dies grüße flmschäden, vor allem am Guts
betdeb Pi,elachhaag, 'entstanden sind. Elilll igmßer
Dammbruch ist durch die Pielach bei Main
burg entstanden. Weiter,e iDammbrüche enstan
den durch die Pielach in der Katastralgemeinde
Salau bei Oerersdorf. Durch diese Dammbrüche
sind vier Häuser mit zirka 20 Bewohnern beim
nächsten Hochwasser in 'tmmittelbarer Gefahr.
Die Notstandsarbeiten, die im heurigen Wlinter
an der Traisen bei St. PöHen durchgeführt wur
den, sind zerstört worden. Der ',große Uferbruch
an ,der Pie1ach, westlich von Loosdorf, bedeutet
eine ,große Gefahr für die IUnzer Bundesstraße.
Gerade in diesem Punkt möcht,e ioh darauf
hi'l1!weisen, daß ich bereits seit einem Jahr die
zuständige Stelle immer wieder darauf auf
mel1ksam mache, daß dieser Uferbmch ehestens

ausgebaut werden muß, um nicht der öffent
lichkeit bei künftigen Hochwässern noch größere
Auslagen zu verursachen. Ich habe mit dieser
Voraussage recht behaHw. !Die Summe, die
noch im Herbst des vergangenen Jahres he
ziehungswei~e im W'inter dieses Jahres genügt
hätte, um den Uf'erbnuch zu verbauen, muß
derzeit sicherlich um das Drei- bis Vierfache
erhöht werden, weil man diese Arbeit nich1
rechtzeitig begonnen hat. Dieser Uferbruch is1
von der Bundesstraße nur mehr 7 his 10 m
entfernt und 'es ist hej;n nächst,en Hochwasser
mit Sicherheit zu erwarten, daß die Bundes.
straße an dieser Stelle unterbrochtm wird. Auch
im Tullner Gebiet sind starke VerheeI1ungen
festzustellen. In Sieghartskirchen w,uriden zwei
Brücken zerstört, 'ebenso sind ,große Schädel1
an Haus und Flur entstanden. Auch das öst·
liche Tullnerfeld ist durch diese Überschwem·
mungskatastfOlphe arg mitgenommen worden.
Die kleine Tulln und die Bäche, die vom Wiener
Wiald herunterkommen, haben dn den Ort·
schaften Baumgarten, Staa:sdorf, Köni:,gstetten,
Wolfpassing und Zeiselmauer arge Verhee·
rungen angerichtet. lEin Dammbruch der Tulln
verursachte s,chwere Flurschaden im Gebiet
von Asrpern und Lanrgenrohr; dort wurden: zirka
2000 Joch Ackerland ,unter Wasser ges'etlzt.

Dies ist eine kurze ,Aufst,eHung von Wasser
schäden, die durch die Hochwasserkatastrophe
der letzten Tage in drei Bezirken 'unser,es Lan
des verursacht wurden. Was di'ese Wasser
schäden an iUnseren fluren angerichtet haben,
werden wir erst bei der Ernte zu Iverspüren be
kommen, weil zum grüßtren Teil die Winter
frrucht zerstört worden ist. Diese Hochwasser·
katastrophe - und in unserem Land ist ja all·
jä'hrlich anläßlichder Schneeschmelz'e .und bei
j'edem stärkeren ,Regenfall mit Hochwasser zU
rechnen - zeilgt, daß es absolut notwendig
ist, den Wasserbauten und ,flußn~guHerungen

kün'ttighin mehr Augenmenk zJU'Z!uweniden als
bisher. Es hat keinen Sinn, hier mit Geld zu
sparen, wenn man auf der aooern Seite sehen
muß, wie alljährlich unsere Flüsse wert'volles
Acker'land und sonstige Einrichtu,ngen zer·
stör,en. Ich bin überzeugt, daß auch hier viel·
fach private Institutionen Hilfsmaßnahmener·
greifen werden, wie das seinerzeit schon bei
den Lawinenkatastmphen in unseren Alpen
ländern der fall war. Selbstverständlich rei
chen aber alle diese pri'vaten Hilfsmaßnahmen
und auch die der Gemeinden nicht aus,und
darum ist es notwendig,daß auch 'von der
Öffentlichkeit, besonders vom Land her, Vor·
sorge getroffen wird,· damit diese Schäden so
schnell als möglich und in dem Ausmaß, wi'e
es dem Lande möglich ist, behoben werden.

nie Bevölkerung wivd sicher alle KräHe
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dieses Gebietes konnte nur ·dadurch gerettel
werden, daß vom Bundesstromba,uamt Nußdorf
mehrere hundert Sandsäcke zlur Abriegelung
eines Dammbruches zur Verfügung gestellt
wurden, ISO daß nur lein .g"erringer Teil ides
Wassers in dieses Gebiet einfließen konnte.
Dieses Gebiet hat keinen Abfluß, da müssen
wir warten, bis ·das Wasser versickert oder mit
Pumpen ausgepumpt wird.

Daher möchte ich auf die Ausführungen des
Abgeordneten Stangler zurückkommen und an
die Landesregierunlg das Ersuchen richten, un
bedingt dafür zu sangen, daß die Arbeiten bei
dieser Br.uchstelle, wo heute noch das Wasse'
ausfließt und wo sich momentan keine Än
derung .durchführen läßt, unverzüglich in Aln
griff genommen werden. Denn es k,an:n in
kurzer Zeit wieder Wolkenbrüche geben und so
die Gefahr bestehen, daß in ·diesen Gebieten,
wo die Wasser bis jetzt sohon 'alb laufen, wieder
dieselbe Situation eintritt. (Beifall bei den So·
zialisten. )

2. PRÄSIDENT: Zum WaTt gelangt Herr
Abg. Mit te I' hau s e r.

Abg. MITTERHAUSErR: Hoher ,Landtag!
In den traurigen Reigen der großen Elementar
ereignisse der letzten Zeit haben sich auch die
Geschehnisse im Bezirk Stockerau und Holla
brunn eingereiht. Es haben sich sowohl am
Oällersbach al:s auch am Schmidabach und im
Unterlauf des Kamp große kat'astrophale Er
eignisse abgespielt. iBesonders an der Schmida
sind rDammhrüche entstanden, die nicht nm
Hunderte, sondern Tausende von Hektar über·
schwemmt haben. Der Schmidabach war nicht
in der Lage, ·die WassermeI1lgen aufzunehmen,
die ihm vom Oberlauf zugeführt wurden. Er
war vollständi'g mit Wasser angefüllt, der
Damm konnte dem Druck ·des Wassers nicht
mehr sta,ndhalten, so daß in der Nähe von
Absdorf ein Dammbruch von 25 m entst.anden
ist. Die Schäden, die entstanden sind, kann
man derzeit leider noch nicht feststellen, da
man das Ausmaß der ,Katastrophe noch nicht
übersehen kann.

Vorläufig wurde der Dammbruch behelfs
mäßigabgeriegelt, so daß die Wasserrnassen,
die neuerdings von Norden in den Schmidabach
gekommen sind, wieder in ihr ursprüngliches
Bett zurückgeleitet wef'den. Leider ist aber ·das
feld, das bereits von den. fluten überschwemmt
wurde, noch derart mit Wasserrnassen ange
füllt, daß mit einem AbHuß kaum zu rechnen
ist. Es muß gewartd werden, bis der Boden
die Wassermassen aufgenommen hat. Damit ist
selbstverständlich auch die 'ganze Ernte in
dieser Gegend vernichtet. Es ist kaum zu er
warten, ·daß in di'eser Gegend noch ein Teil der
frucht zu reHen ist.

aufbieten, die Schäden aus eigener Kraft wei
t·estgehend zu beheben. Die Aufgabe des Lan
des muß es jedoch sein, dort helfend einzu
greifen, 'Wo die privaten Mittel und die Ei'gen
leistung der Bevölkerung nicht mehr aus
reichen. Und ich gla·ube, daß es auch .die
Pfliüht des Landtages ist, ·darauf hinzuweisen,
daß es Pflicht der Landlcsregierung ist, dort
helfend einzugreHen, wo der gute Wille und
di'e beste Absicht unser·er Bevölkerung nicht
mehr imstande sind, selbst die notwendi'gen
Maßnahmen durchzuführ·en.

In diesem Sinne bitte ich, daß auch diesem
Dringlichkeitsantrag VOln seiten der Landes
regi,erung höchstes Augenmerk ZJugewendet
wird, um unserer durch die ,Hochwassel1kaba
strophe hart bedrängten Bevölkerung raschest
Hilfe zu bringen. (Beifall bei der Volkspartei.)

2. PRÄSIrDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Eck h art.

Abg. ECKHART: Hohes lHaus!Einige Vor
redner haben schon die Situation geschildert
Gerade der urumittelbare VOfT'edner, Herr Ab
geordneter Stangler, hat über die S,chäden im
östlichen Tullnerfdd gesprochen, und zwar über
das Gebi.et von~önigstetten, Zeise'lmauer und
Wolfpassing. Ich wurde am freitag um 4 Uhr
früh verständigt, diaß auf dem sogenannten
Eberhartsgraben im Oemeindegebiet König
steHen 'ein Damm durchbrachen ist. Ich sah
einen Dammbruch 'von 43 m Länge und stel
lenweise 10m Tiefe und IBeschädigungen von
Dammböschungen in einer Länge von mehl
als 200 m. Sie können sich vorstellen, welche
Wassermassen dort in einigen Stunden die fel·
der überflutd haben. Bis Mittag war ein Aus
maß 'von 73 ha in den Gemeindegebieten
Königstetten, Zeise1mauer urud Wolfpassing
überflutet, teilweise bis zu 2 m Tiefe. Die Ort·
schaften Wolfpassing und Zeiselma,uer sind
selbst in GefahT 'gestanden, von den fluten
überschwemmt zu werden, die Keller von zwei
DriHelder Häuser von Zeisdmauer und Wolf·
passing sind unter Wasser.

Hohes Haus! Es muß in Zukunft unbedingt
Sorge getragen werden, derlei ,zu verhüten. Bis
her haben die praktischen Erfahrungen er·
geben - da durch Jahrzehnte solche Nieder
schläge nicht zu verzeichnen waren -, daß
man mit den bisherigen technischen Einrich
tungen das Auslangen finden konnte. Nunmehr
bin ich aber zu der Überzeugung gekommen,
und auch das Bundesstrombauamt ist der Mei
nung, daß die Schleuse zu klein war,um ·die
Wässer 'aibzuleiten. Derzeit ist in dies,er Schleuse
ein 60-cm-Rohr eingebaut; wäre dort tüne
Schieberschleus"e eingebaut gewesen mit einem
Rohr von zirka 1,60 bis 1,80 m, so hätte man
ein Gebi'et von 12 ha retten können. Ein Teil
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Nun ist leider Gottes das ,eingdreten, worauf
man lange Zeit hindurch immer wieder hin
gewi'esen hat. Es wurde oft ,und oH erklärt,
daß eine Reg,ulierung des Schmidabaches un
bedingt notwendig ist, da die Verhältnisse am
Schmidabach so sind, daß der Bach die anlau
fenden WasseJ.1massen nicht mehr aufnehmen
kann. Leider GoNes sind in den Jahren 1938
bis 1945 bereits sieben derartig;e Dammbrüche
entstanden. Man muß in dieser Gegend immer
wieder mit 'großem Bangen warten, wenn ,ein
Gewitter kommt, ob nie.ht irgencLwoein Damm
bmch eintritt. Es muß daher unter allen Um
ständen getrachtet weriden, die 'Reguliemng des
Schmidabaches in der nächsten Zeit in Angriff
:nu nehmen. Die Vomrbeiten, die iBerech[lU'ngen
und Venmessungen sind bereits durchgeführt
Leider Gottes sind die Mittel von der' Landes
regierung und 'Vom Bund nicht in dem Aus
maß zur V'erfüg;ung gestellt worden, daß end·
gültig eine R~guHerung hätte durchgeführt
werden ikönnen.

Ich habe schon imverg,angenen Herbst und
Winter immer wieder darauf hingewiesen, daß
es notwendig ist, im Frühjahr mit der Regu
lierung des Schmidgbaches zu beginnen. Leider
sind die finanziellen Mittel nicht zur Ver·
fügung gestellt worden, so daß mit ,dier Reg,u
lierung wieder zugewartet wer,den muß, daher
ist wieder dieser große S.chaden entstanden
Sollte nicht in der nächsten Zeit rasch zu
gegriffen wenten und die IReglUlierung des
Schmidabaches und die Instandsetzung des
Göllersbaches und Kampflusses nicht in AngriH
genommen werden, dann wird bei nächster Ge
l'eg;enheit, wenn wieder eine derartige Kata
strophe eintritt, wieder mit ähnlichen Schäden
zu ['echnen sein, so daß die Bevölkerung in
dieser Gegend vollständig mißmutig ist und
sich kaum traut, a'uf ,den gefähr,deten St'ellen
etwas anzubauen.

Ich bitte dalher den Hohen Landtag, dem
Dringlichkeitsantrag, der eingebracht wurde,
die Zustimmung zu geben, damit in erster Linie
den be'troffenen Lanct<wiI1ten g,eholfen wird.
Weiter bitte ich, bei den nächsten Budg'etbe
ratungen unbedingt ,dafür zu sorgen, daß für
die Regulierung des Schmidabaches die ent
sprechenden Mittel bereitgestellt werden: (Bei
fall bei der Volkspartei.)

2. P'RASIDENT: Zum Wort 'gelangt Herr
Abg. Ni m 'e tz.

Abg. NIMETZ: Hoher Landtag! Sämtliche
Vorredner haben sich schon mit dem Umfang
der Katastmphe und mit der Größe der Schä
den, die diese Katastrophe verursacht hat, ein
gehend befaßt. Aus diesem Grund ist es
nicht mehr notwendig, diese großen Schäden
näher zu besprechen. Ich möchte mich vielmehr

mit der Ursache dieser Hochwasserkatastmphe
befassen. Es bestehen hier verschiedene Ur
sachen. Meiner Meinung nach trägt den
größten Teil der 'Schuld der :Raubbau an un
seren Wäldern. Die Berghänge wurden abge
holzt, so daß Kahlschläge entstanden sind_ Vor
her, als dies'e Berghänge noch bewaldlet waren,
wurde das Wasser zum größten Teil von den
Wurzeln der Bäume aufgenommen. Jetzt ist
aber der Boden mit Wasser vollständig gesät
tigt und ist daher bei länger anhaltenden Nie
derschlägen nicht mehr aufnahmsfähi'g, wes
halb ,das Wass'er zu Tal fließt. Dieser durch
reine ProMgier 'verursachte :Raubbau an uno
seren Wäldern, mit dem Bestr,eben, möglichst
viel Gdd für den Waldbesitzer herauszu
schlag,en, hat nun diese Hochwassenkatastrophe
herbeigeführt. Infolge di'eser erwähnten Kahl
schläge wäre ,es jetzt notwendig, zeitg;erecht
mit Auf'forstungen einzusetzen. Wir müssen
aber leider feststellen, daß auf sämtlichen Kahl
schlägen keine Aufforstung durchgeführt wird,
weshalb damit zu rechnen ist, daß die von mir
aufgezeigten Übelstände noch lange währen
weJ.1dien. Würde jetzt zeitgerecht aufgeforstet
werden, dann könnte man innerha,lb VOll 10 bis
15 Jahren, wenn die Bäume schon entsprechend
groß sein werden, damit rechnen, daß sie das
üherschüssige Wasser aufnehmen können.

Als weitere Ursache dieser Hochwasserkata
strophe kommen noch die fehlenden flußregu
lierurng;en in Betracht. Sämtliche Abgeordnete,
in denen Gebiet bereits durchgeführte Fluß·
regulierung;en vorhanden sind, werden, bestä
tigen, daß diese Gebiet'e VOll durch ein Hoch
wasser verursachten Schäden verschont ge
blieben ,sind. :In jenen Gebieten fjedoch, wo
Flußregulierung;en und Uferschutzbauten noch
nicht erfolgt oder noch nicht heendet sind, oder
wo die fluß-und rBachbette nicht geräu;mt
waren, sind die vielen großen Schäden ein
getreten. B'ei ,allem Verständnis für die schwie
rige f inanzla'ge des Landes müssen wir doch
alles unternehmen, ium für die Flußregulie
rungen so viel Mittel als nur irg,endwie mög
lich bereitzustellen. Es ist gewiß sehr bedauer
lich, daß uns nicht mehr Mittel zur Verfü~ung

stehen. Auß'erdem ist es sehr betrüblich, fest
zustellen, daß der durch die bisher unterblie
bene Durchführung entsprechender ReguHe
l1ung,enangerichtet,e Schaden weit,3us höher ist
als die Kosten für die Regulierungen selbst.

Alle hIer in Betracht kommenden faktoren
mögen daher dahin wirken, daß für die fluß
regulierungen mö,glichst vide Mittel zur Ver
fügung gestellt werden.

Ich betrachte es als eine unbedingfe Notwen
di;gkeit und auch als ei~ne moralische Verpflich
tung des Landes, daß dellljenigen, die durch
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die Hochwasserschäden so arlg in Mitleiden
schaft gezo~eI1 wurden, von seiten des Landes
so rasch als nur möglich Hilfe gebracht wir,d,
(Beifall bei den Sozialisten.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
t\bg. End 1.

Ahg. ENDL: Hohes Haus! Der 2., 11. und
12. Mai sind für unser Heimatland das schon

. 'seit 1945 so schwer geprüft ist, schwarze Tage
Am 2. Mai is t bereits in Stodkerau in diesem
kleinen, in einer TalmU!lde liegend~n Ort, ein
arger Hagelschlag ni1edergegangen; die Hagel
kömer waren 1,30 m bis 1,80 m hoch ge·
schichtet! Ich hahe mir das an Ort und Stelle
selbst angesehen und kann nur sagen, es war
ganz katastrophal. Über 400 ha Nutzfläche
wurden nahezu gänzlich vernichtet. Ein kleiner,
unscheinbarer Bach, der auf der Strecke durch
das Dorf mit groß,en BetonplaUerr überdeckt
ist, ist so gewaltig angeschwollen, daß er diese
dicken Betonplatten aufgerissen hat, wodurch
dann das ganze Dorf überschwemmt wurde. Es
sind dort auch 'viele Viehverlust1e aller Art zU
verzeichnen. In den Häusern, die 1,80 m höher
als das Stl1aßenniveau lliegen, WU]1d!en ,alle
Wohnungen bis:w 1,20 m überflut'et. Das
war die erste Katastrophe und dann kam die
zweite ,am 11. und 12. Mai. Diese K!atia
strophe ist in ihrer Größe beinahe mit deli
Lawinenrkatastrophen des heurigen Winters in
l1'nseren Alpenländern z.u vergleichen. Unserem
Land Niederösterreich bIeibt wirklich nichts er
spart. Diese Katastrophe trifft 'uns insüferne
besonders schwer, weil wir im Hohen Landta'o

'"s'ehr daran intere.>siert sind, das Bauvorhaben
am Kiamp rasch vorwärtszutreiben. Hier 'hat
nun der Kamp, der sonst ein stilles Wasser ist
mit seinen großen Wassermassen die hereit~
durchgeführten Vorbereitungsanbeiten 'vielfach
zerst'Ört. Auch die NEWAGund die Haufirmen
haben ,qort an ihren wertvollen Maschinen und
Geräten einen immensen Schaden erlitten. Es
werden nun viele Wochen zur Abrä'umung des
Schuttes notwendig sein, wodurch natürlich
auch ei,ne bedeutende Verzögerung in der Durch
führung dieses Bauvorhabens eintreten wird.

Bei dieser Katastrophe ist auch der lobens·
werte Einsatz der Arheiterschaft, ganz beson
ders der Mineure und Ingenieure, hervorzu
heben; noch während der Katastrophe mußten
unter größter Lebensgefahr Mauern gesprengt
werden, um dem angeschwollenen Kampfluß
einen Abfluß zu verschaffen. Allen diesen
braven Leuten gebührt der >Dank des Hohen
Landtages.

Weiter ist noch zu erwähnen, daß das Aus
maß der angerichteten Schäden derzeit wegen
der noch nicht abgeschlossenen Erhebungen
gar nicht übersehen und abgeschätzt werden

kamt. Auf den ersten Anhieb ist also noch nicht
feststell bar, wie viele Millionen Schilling not
wendig sein wer'den, um besonders die Schäden
an den Straß'en Niederösterreichs indies,en Un
wettergebieten beheben zu können. Viele Bau
arbeiten der letzten Jahre sind bei dieser
Urrwetterkatastrophe in kurz'er Zeit zerstört
worden.

Wir danken der gesamten Bevölkerung daß
sie sofort Hand angelegt hat, um dem 'einen
ader anderen zu hel1fen, i'n:sbesonder,e daß sie
die Nachbarhilfeals solche eingeführt hat. Wir
haben aber, glaube ich, auch die Pflicht und
Schuldi~keit, hier von di,eser SteHe aus den
feuer}Vehren des bekoHenen Gebietes für ihren
hervorragenden Einsatz zu danken, der oft bis
zu 36 Stunden dauerte und ,auf ,den 'ersten An
hieb die Not als solche gebarmt hat.

Es ist aber auch dem Wasserdierrst und dem
Flurdienst zu danrken sowie dem zuständigen
Referat des Landes, die in weiterer Folge so·
fort au·f den Plan getreten sind, um da und
dort Hilfe in irgendeiner Form zu bringen.

Wir werden 'uns sehr anstrengen müssen,
Daher erlaube ich mir, einen Zusatzantra,g zU

unser'em Dringlichkeitsantrag einzubringen, der
unterstreichen soll, was die Landesr'egierung
bisher bereits gemacht hat. Und ich bitte das
Hohe Haus, außer diesen heiden Dringlich
keitsanträgen auch diesem Zusatzantrag seine
Zustimmung zu erteilen. Er lautet (liest):

"Die Mitglieder des niederösterreichischen
Landtages nehmen mit Genugtuung zur Kennt·
nis, daß die Landesregierung in Anbetracht ,des
ungeheuren Ausmaßes der erlittenen Unwetter
schäden, die z.u beheben weit über die eigenen
KräHe des Landes hinausgeht, ,bereits einen
ernsten Appell an die Bundesregierun~g Igerichtet
hat, .dem Land Niederösterreich in dieser seiner
Notlage wirksame Hilfe und Unterstützung an·
gedeihen zu lassen.

Der niederösterreichische Landtag gibt der
Erwartung und Hoffnung Ausdruck, daß der
Appell der niederösterreichischen Landesregie·
~ung von der ästerreichischen Bundesregierung
nicht überhört und daß dem Land Niederöster·
reich tatsächlich rasche ,und ausreichende Hilfe
durch den Bund zuteil wird." (Beifall bei der
Volkspartei.)

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Abge
ordneter Gen n 'e r.

Abg. 'Landesrat GENNEIR: Hoher Landtag!
Niederösterreich ist von einem schweren Uno
glück heimgesucht worden. Auch in den De·
baHen ist die Größe und das Ausmaß des Uno
glücks zum Ausdruck gebracht worden, und
alle sind darin 'einig, daß rasche Hilfe not
wendig ist. Es hat auch den Anslche:in - ich
fürchte, nur den Anschein -, als ob alles ge·

r-
(
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macht werden würde, daß rasch Hilfe kommt.·
Die Landesregierung hat schon gesfiern einen
Beschluß gefaßt, in dem der Landeshauptmann
aufgefordert wird, bei der BundesJ1egierung
vorstellig z.u werden, um Hilfe des Bundes zu
erwirken. Heute haben die heiden Koalitions
parteien, wie dias schon öfter der ,fall war,
beinahe gleichlautende Anträge eingebracht, in
denen rasche Hilfe gefordert wird. Was wird
jetzt geschehen? Wir ha,ben sogar schon ge
hört, daß der Landesflegierung sogar schon fÜI
die r,asche Arbeit, die sie geleistet hat und für
den A,ppelI, den sie an die Bundesr~gierung

gerichtet hat, gedankt wird. Das heißt, die Lan·
desregierung bekümmt schon eill'en Vorschuß
an Dank, bevor noch irgendeiner der BetfO'f
fenenauch nUr einen Groschen ellhalten hat.

Was wird wirklich geschehen? Das ist das
Entscheidende. Und hier haben wir schon einige
Erfahrungen gemacht, auch mit Anträgen der
beidien anderen Parteien. Mit Anträlgen haben
es die Herren immer s'ehr eilig. Um Anträge
waren sie nie verlegen, auch nicht um deren
Formulierung. Wir haben schon gleichlautlende
Anträge gehört, sie sind ,dann aber wieder ver
schwunden, wie zum Beispiel die Anträge 'Über
die Kommassi'erung 'und ,auch andere. Nie wie
der hat man irgend etwas d'arüber ,gehört. Es
ist auch schon 'vorgekommen, daß ein Antrag
von aUen Parteien beschlossen wupde und
dann darüber eine unbefri,edigende Antwort ge
kommen ist, die ,dennoch zur Kenntnis ge
nommen wurde. Aber jetzt kann das nicht so
gemacht werden. Es ist wirklich so, daß HiUe
nottut und rasche Hilfe doppelte Hilfe ist.

Aber was wird jetzt wirklich geschehen? Ich
weiß nicht, wie das praktisch gemacht werden
wird. Es werden jetzt Verhandlungen einge
leitet werden. Vielleicht wird der Herr Amts
direktor es machen, vielleicht wi'rd dn anderer
Beamt,er mit dem B'und, das heißt mit irgend
einem Beamten der Bundesregierung verhan
deln. Die erste frage des Bundes wird sein:
Was macht das Land, welche Anstr~ngungen

wiJ1d das Land machen, um Hilfe zu bringen?
Darnach wird sich der Bund richten, was er
vielleicht gehen wird. Vielleicht wird eine Zu
sage des Bundes kommen, und dann wird der
Bund die Zusage nicht einhalten, wie er es
auch schon getan hat. Währenddessen wiJ1d Zeit
vergehen - aber es ist dennoch etwas ge
schehen. Es ist nämlich ein Appell der Landes
regierullig an ,den Bund erfolgt, 'es sind An-·
träge eingehracht worden, aber die BetroUenen
werden nichts davon haben, wenn es so gemacht
wird, wie es bisher üblich war. Wenn es nach
den bisherigen Methoden gemacht wird, dann
ist dias ,eine VerhOhnung der vom Unglück Be
troffenen. Vor :allem wird es notwendig sein

- es ist ja dies auch schon vün andel'en tRed
nern herv.orgehoben worden -, daß die Er
hebungen rasehest durchgeführt werden. Das
ist deswegen notwendig, weil wir auch schon
im Vorjahr die Erfahrungen gemacht haben,
daß bei Unwetterschäden die EI'hebungen, die
die Landwirtschaftskammer durchgeführt hat,
sehr langsam und sehr schleppend vor sich
gegangen sind, so daß man den Eindruck ge
habt hat, daß gar nicht der richtige Wille vor
handen ist, diese Erhebungen ,wirNlich rasch
durchzuführen. Das aber ist vor ,allem die
Voraussetzung für jegliche Hilfe. Die Landes
regierung muß diesmal wirklich mit dem Bund
ein ganz ernstes '\X'ort reden, denn ich glaube,
es genügt nicht,daß das einfach irgendeinem
Beamten überlassen ist. Auch die ,Landwirt
schaftskammer wird diesbezüglich ihre Pflicht
erfüllen müssen. Vor allem ist es notwendig,
daß die Landesregierung, ungeachtet der Tat
sache, daß sie schon einen Vorschuß auf Lor
beerenerhaUen hat, sehr rasch dem Landtag
darüber berichtet, wie die Verhandlungen mit
dem Bund skhen und was sie 'ausgerichtet 'hat.
Dann muß der Landtag mit seiner ganzen
Kraft, mit seiner ganzen Autorität handeln, er
darf nicht nur mit Anträgen kommen und nicht
nur mit Wort'en und schönen Reden, die nach
auß'en hin so ,ausschauen, als ob etwas ge-I schehen würde, die Angelegenheit behandeln,
wie uns ,dies die Erfahrungen der vergangenen
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Zeit gezeigt haben. Der Landtag muß also
ernstlich hinter der ganzen Angelegenheit
stehen, damit wi.rklic:h sehr rasch geholfen wer
den kann. Die Landesregierung ist außerdem
verpflicht,et, jetzt schon geeignete M.aßnahmen
zu treffen und zu erklären, welche Mittel sie
selbst bereitste\.len kann, um das Unglück ZU
lindern.

Es waren gerade die Abgeordneten des Links
blocks, die in der 'ß,udgeMebatte und bei an
deren Anlässen immer wieder darauf hinge
wiesen haben, daß man bei Bach- und fluß
regulierungen usw. keine iE'rsp'arungen machen
k,ann. Wenn wir darauf hin/gewiesen haben -
heute ist dias auch von ,ander,er S~ite IgesLlIgt
worden -, sind höchstens il'gendwelche dumme
Zwischenrufe gemacht worden. Heute wird
darüber geklagt, wieviel auf diesem Gebi'et ver
säumt wurde. M.an spricht da/von, ,daß die
Schäden ein sehr großes Ausmaß haben und
daß sie 50 bis 60 ,Millionen SchiHing und viel
leicht mehr ausmachen werden. Di'eser Tatsache
muß man nun aber die Vorsorge gegenüber
stellen, die auf ,diesem Gebiet im Budget ge
troffen wurde. Die Beiträge zu den Kost'en der
Behebung unvorhergesehener Hochwasserschä
den sind nämlich im Jahre 1951 g'egenüber
dem Jahre 1950 von 300.000 Sauf 200.000 S
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heraiqgesetzt worden. Für Notstandsmaßnahmen,
Unterstützungen aus Anlaß von Elementar
schäden plus Schädlingsbekämpfung sind ins
gesamt nur 750.000 S eingesetzt, gegenüber
600.000 S im vorigen J.ahr, wobei 50.000 S
auf die Schädlingsbekämpfung enHaHen. Wäh
rend der Budgetdebatte hahen wir den Antrag
gestellt, diesen Betrag auf 1 Million Schming
zu erhöhen, besonders im Hinblick auf die Xar
toffelkäfergefahr. Das ist damals abgelehnt
worden. Auf unsere Frage, was geschieht, wellin
dieser Betrag und alle getroffenen: Maßnahmen
nicht ausreichen, ist UlliS geantwortet worden,
da muß man von den anderen 600.000 Setwas
wegnehmen. Jetzt slind diese Hochwasserschä
den eingetreten und die vorgesehenen Beträge
sind ,geradezu <lächerlich; da ist gar kein
ZweifeL

Es ist heute auch von Ersparungen geredet
worden; sie ,sindgeradezu gerühmt worden.
DaziU einige Zahlen aus dem Rechnungsab
schluß 1949: Bei Wasserbauten, Fluß- und
Bachreguliewngen 'Wurden 194.000 S ei'nge
spart, das sind 17 Prozent, bei Uferbruch
verbauungen wurden 113.763 S, das sind
45 Prozent der vorgesehenen Kosten, einge
spart, bei Wasserbauten im Wiederaufbauetat
sind 192.000 S, das sind 25 Prozent der vor
gesehenen Kosten, eingespart worden. Da kann
man wirklich nur sagen, was mein Freund Du
hovsky schon vorgebracht hat: man spart am
unrechten Platz, lund der Schaden, der ,dadurch
hervorgerufen wird, ist noch viel größer als die
Ersparnisse Nutzen gebracht haben.

Es ist heute auch wieder einmal davon ge
sprochen worden, daß der Bund theoretisch
verpflichtet ist, dem Land Niederösterreich zU
heHen und daß man aus dem gemeinsamen
Topf schöpfen muß. Aber aus den Ausfüh
rungen des Herrn Finanzreferenten - und das
ist das Entscheidende -, ist hervorgegangen,
daß, seitdem der Herr Müllner Finanzreferent
ist, sich die Landesregierun:g und das Land
damit abgefunden haben und damit einverstan
den sind, daß der B'und, der im Zusammen
hang mit den KriegSivorbereitungen der Ameri
kaner andere Sorgen hat. " (Ironische H eiter
keit und Zwischenrufe bei der Volkspartei. -
Zwischenrufe des Abgeordneten Stangler. 
Oegenrufe beim Linksblock. .- Abgeordneter
Dubovsky: Es ist unglaublich, daß Bauern aus
gesiedelt werden.)

2. PRÄSIDENT: Es hat nur der Herr Lan
desrat Genner das Wort. (Abgeordneter Du
bovsky: Der Verteidiger der Aussiedlung öster
reichischer Bauern, der Stangler, das kann mall
festhalten.)

Abg. GENNER (fortsetzend): für den

Stangler hast du (zu Abgeordneten Dubovsky
gewendet) einmal eine viel bessere Bezeichnung
gehabt. (Zwischenrufe des Abgeordneten Du
bovsky.)

2. PiRÄSIDiENT: Herr Abgeordnder Du
bovsky, nur der Herr Landesrat Genner ist
beim Wort!

Abg. GENNER (fortsetzend): Es ist jeden
fal1s wichtig,flestzusteUen, daß der Herr Finanz
referent damit einverstanden ist, daß der Bund
seine Verpflichtungen gegenüber Niederöst'er
reich nicht erfÜil1t, und es ist wicihtig,das ge
rade jetzt festzustel1en, wo die Landesregierung
aufgefordert wird, an den Bund um Hilfe
heranzlutreten. Sie ist ja schon gelobt worden,
weil sie das schon getari hat. Es ist wichtig,
gerade jetzt dara'llif hinzuweisen, ,denn jetzt
wird man sehen, mit welchem Nachdruck, mit
welchem Ernst und mit welcher konheten
Energie die Landesregierung die Interessen der
niederösterreichischen Bevölkerung beim Bund
vertritt.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort ilst niemand
mehr gemeldet. Ich bitte den Herrn Abgeord
neten Gutseher für den -einen und Herm Ab
geordneten Dr. Steingötter für den anderen
Dringlichkeitsantrag das Schlußwort zu neh
men. Ich ert6le zunächst dem Herrn Abgeond
neten Gut s ehe r das Wort.

Abg. GUTSCHER (Schlußwort): Im Hin
blick auf die Ausfühwngm der Herren Ab
geordneten erübrigt es sich meiner Mei11lung
nach, noch weitere Wortie zu verlieren. Die
Schäden sind sehr groß und es muß rasch ge
holfen werden, wie ic'h bereits zu Beginn meiner
Berichterstattung ausgeführt habe. Rasche Hilfe
ist aus ,dem Grunde notwendig, damit die Leute
wieder in geordnete Verhältnisse kommen und
ihre Wohnungen beziehen können.

Ich bitte das Hohe Halus, unserem Antrag
die Zustimmung zu geben und hitte den Herrn
Präsid:enfen, darüber abstimmen zu lass,en.
Gleichzeitig bitte ich, dem Zusatzantrag des
Herrn Abgeordrl>eten Endl die Zustliinmung zu
erteilen.

2. PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt Herr
Abg. Dr. S te i n g ö t t e 1".

Abg. Dr. STiEINGÖTTER (Schlußwort):
Mit Rücksicht auf die bereits erf,olgten Am
führungen verzichte ich auf das Schlußwort
und bitte, den Antra,g zum Beschluß zu er
heben.

2. PRÄSIDENT: Ich bringe heide Anträge
gemeinsam zur Abshmmung, weil s,ie in ihrem
Inhalt und Wes,en vollkommen übereinstimmen.
(Nach einer Pause.) Eine Einwendung wird
nicht erhoben. Auch den Zusatzantrag des
Herrn Abgeordneten Endl möchte ich, nachdem



er in das ganze Thema hineinpaßt, gleichzeitig
z'ur Abstimmung bringen. Wird dag,egen ein Ein
wand erhoben? (Abg. Dubovsky: Ich glaube
nicht, daß der Antrag hineinpaßt, denn man
kann nicht für etwas stimmen, was eine An
erkennung für etwas ausspricht, was nicht vor
handen ist. Ein Appell allein ist keine Hilfe,
eine wirkliche Hilfe schaut ganz anders aus.)

2. PRÄSIDENT: Nachdem in der AuUas
sung keine EinhelHgkeit besteht, werde ich
diesen Zusatzantrag des Abgeordneten 'Endl
separat zur Abstimmung br'ingen.

Nachdem über die heiden Dringlichkeits-

anträge volle Obereinsttimmung best,eht, bringe
ich diese zur Abstimmung. (Abstimmung über
die beiden Dringlichkeitsanträge mit Gegen
probe.) Einstimmig a 11! g e !lJ 0 m me n.

Ich bringe nunmehr den Zusatzantr'ag des
Abgeordneten Ellidl zur Abstimmunlg. (Nach
Abstimmung.) A TI gen 0 m m e n.

Sümit ist die Ta:gesoridnung der heut.igen
Sitzung erledi'gt. In fünf Minuten findet eine
vertra>uliche Sitzung des Landtages statt.

Die Sitzung ist geschlossen.

(SchlUß der Sitzung um 17 Uhr 5 Min.)


